Niederschrift
liber die 6ffentliche Sitzung
des Ortsgemeinderates
der Ortsgemeinde Duppach

Sitzungstermin: 18.04.2023

Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr

Sitzungsende: 20:55 Uhr

Ort, Raum: Duppach, im Dorfgemeinschaftshaus
ANWESENHEIT:
Vorsitz
Herr Gottfried Wawers Ortsbiirgermeister
Mitglieder
Herr Thomas Humble 1. Beigeordneter

Herr Johann Klein

Herr Karl-Hermann Schmitz

Herr Christof Weber Beigeordneter

Herr Richard Welter

Herr Rudolf Welter

Verwaltung

Herr Heinz Weber Protokollfithrung

Die Mitglieder des Ortsgemeinderates Duppach waren durch Einladung vom 10. April 2023 auf Dienstag,
den 18. April 2023 unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen. Zeit und Ort der Sitzung sowie die
Tagesordnung waren &ffentlich bekannt gemacht. Gegen die ordnungsgemafRe Einberufung werden keine
Einwendungen erhoben. Der Ortsgemeinderat ist beschlussfahig.
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TAGESORDNUNG

Offentliche Sitzung

1. Niederschrift der letzten Sitzung

2. Einwohnerfragen

3. Aufstellung der Vorschlagsliste fiir die Wahl der Haupt- und Hilfsschéffen fiir die Geschaftsjahre
2024 - 2028

Kommunaler Klimapakt Rheinland-Pfalz - Beitritt der Ortsgemeinde

Hochwasserkatastrophe vom 14.07.2021 — weitere Vorgehensweise zur Behebung der Schdden
im Bereich Infrastruktur und Briicken

6. Teilfortschreibung Flachennutzungsplan flir Windenergie - Stellungnahme der Ortsgemeinde
7. Grundstiicksangelegenheiten

8. Bauantrage / Bauvoranfragen

9. Informationen des Ortsbiirgermeisters
10. Anfragen, Verschiedenes
Nichtoffentliche Sitzung

11. Niederschrift der letzten Sitzung

12. Grundstiicksangelegenheiten

13. Bauantrage / Bauvoranfragen

14. Informationen des Ortsbiirgermeisters
15. Anfragen, Verschiedenes

Zur Tagesordnung werden keine Einwendungen erhoben bzw. Ergidnzungen, Anderungen und
Dringlichkeitsantradge eingebracht.
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Protokoll:

TOP 1: Niederschrift der letzten Sitzung
Sachverhalt:
Die Niederschrift der 6ffentlichen Sitzung des Ortsgemeinderates Duppach vom 19. Januar 2023 ist allen
Ratsmitgliedern zugegangen. Es werden keine Anderungs- oder Ergdnzungswiinsche vorgebracht.
TOP 2: Einwohnerfragen
Sachverhalt:
Von den 3 anwesenden Einwohnern werden keine Fragen gestelit.
TOP 3: Aufstellung der Vorschlagsliste fiir die Wahl der Haupt- und Hilfsschéffen fiir die
Geschaftsjahre 2024 - 2028
Vorlage: 1-0216/23/09-005
Sachverhalt:
Im aktuellen Kalenderjahr stellen die Gemeinden nach § 36 Abs. 1 Satz 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes
(GVG) fiir die Geschiftsjahre 2024 bis 2028 eine Vorschlagsliste flir Schéffen auf. Die Wahl selbst erfolgt auf
der Ebene des zustandigen Amtsgerichtsbezirkes durch einen Schéffenwahlausschuss.
Die Anzahl der fir die Ortgemeinde Duppach vorzuschlagenden Haupt- und Hilfsschoffen wurde in
Anlehnung an die Einwohnerzahl durch den Prasidenten des Landgerichts (Prasidenten des Amtsgerichts)
auf eine Person festgesetzt.
Nach § 36 Abs. 4 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) sind in die Vorschlagslisten mindestens doppelt so viele

Personen aufzunehmen, wie als erforderliche Zahl von Haupt- und Ersatzschéffen bestimmt sind. D.h. es
kdnnen mindestens 2 Personen oder mehr in die Vorschlagsliste aufgenommen werden.

Der Ortsgemeinderat hat bei der Aufstellung der Vorschlagsliste sorgféltig zu prifen, ob die
Vorgeschlagenen fir das Schéffenamt geeignet sind. Das verantwortungsvolle Amt des Schoffen verlangt
ein hohes MaR an sozialer Kompetenz, Menschenkenntnis, Lebenserfahrung, Unparteilichkeit,
Selbsténdigkeit, Urteilsvermogen und auch -wegen des anstrengenden Sitzungsdienstes- korperliche
Eignung. Da es wichtig ist, flir dieses Ehrenamt Personen zu gewinnen, die hieran ein besonderes Interesse
haben, sollen Biirgerinnen und Burger, die sich darum bewerben, bei Eignung moglichst beriicksichtigt
werden.

Personliche Voraussetzungen fir die Aufnahme in die Vorschlagsliste sind die deutsche
Staatsangehorigkeit, ein Mindestalter von 25 Jahren, ein Hochstalter von 70 Jahren und den Hauptwohnsitz
in der betreffenden Gemeinde. Jeder Schoffe muss damit rechnen, zumindest einmal pro Monat zu einer
Sitzung geladen zu werden.

Richter, Beamte der Staatsanwaltschaft, Rechtsanwalte, gerichtliche Vollstreckungsbeamte,
Polizeivollzugsbeamte, Bedienstete des Strafvollzuges, Priester und Ordensleute sollen aus beruflichen
Grinden nicht zum Schoffen vorgeschlagen und berufen werden. Nach neuem Recht kénnen auch
Schoffen, die bereits zwei Amtsperioden nacheinander absolviert haben, erneut gewahlt werden. Somit
kénnen sich auch erfahrene Schéffen unter Beachtung der Altersgrenze erneut bewerben.
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Far die Aufnahme einer Person in die Vorschlagsliste ist die Zustimmung von 2/3 der anwesenden
Mitglieder, mindestens jedoch der Halfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Ortsgemeinderates
erforderlich. Bei der Aufstellung der Vorschlagsliste handelt es sich um eine Wahl im Sinne des § 40
Gemeindeordnung (GemO). Dies bedeutet, dass das Stimmrecht des Vorsitzenden ruht, sofern er nicht
gewdhltes Ratsmitglied ist (§36 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 GemO). AusschlieBungsgriinde nach § 22 GemO sind
nicht zu bericksichtigen.

Der Ortsgemeinderat kann mit einfacher Mehrheit beschlieBen, dass die Wahl im Wege der offenen
Abstimmung nach § 40 Abs. 5 Halbsatz 2 GemO durchgefiihrt wird.

Die Vorschlagsliste soll alle Gruppen der Bevélkerung nach Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer Stellung
angemessen beriicksichtigen. Sie muss Familienname, Vornamen, gegebenenfalls einen vom
Familiennamen abweichenden Geburtsnamen, Geburtsjahr, Wohnort einschlieBlich Postleitzahl sowie
Beruf der vorgeschlagenen Person enthalten.

Im Vorfeld der Sitzung haben sich keine Personen fiir die Aufnahme in die Schoffen-Vorschlagsliste
gemeldet.

Folgende Personen werden fir die Aufnahme in die Schoffen-Vorschlagsliste vorgeschlagen. Sofern
Personen vorgeschlagen werden, die sich nicht selbst beworben haben, ist diesen Gelegenheit zu geben,
sich zu ihrer Benennung zu duern.

Familienname: Vorname: Geburtsjahr: Beruf:
Weber Christof 1970 Bilanzbuchhalter
Beschluss:

Der Ortsgemeinderat beschlieft, dass die Wahl offen mit Handzeichen durchgefiihrt wird (§ 40 Abs. 5
Halbsatz 2 GemO).

Die nachfolgenden Personen werden mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Drittel der anwesenden
Ratsmitglieder, mindestens jedoch der Hélfte der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder, fir die
Vorschlagsliste zur Wahl der Schoffen fir das Geschaftsjahr 2024 bis 2028 durch den Ortsgemeinderat
Duppach gewahlt:

Familienname: Vorname: Geburtsjahr: Beruf:

Weber Christof 1970 Bilanzbuchhalter

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 7

TOP 4: Kommunaler Klimapakt Rheinland-Pfalz - Beitritt der Ortsgemeinde
Vorlage: 1-0114/23/09-002

Sachverhalt:

1. Gegenstand und Ziel des Beschlusses ...

. ist der Beitritt zum Kommunalen Klimapakt Rheinland-Pfalz (KKP). Dieses Angebot wurde von den
kommunalen Verbanden und dem Land ausgearbeitet. Mit dem Beitritt verpflichtet sich eine Kommune,
ihre Aktivitdten im Bereich des Klimaschutzes (Reduktion der Treibhausgasemissionen bzw. Ausbau von
CO,-Senken) bzw. der Anpassung an die Klimawandelfolgen (Hitze, Diirre, Starkregen usw.) zu forcieren und
besonders ambitioniert vorzugehen.
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Hierzu benennt jede Kommune bis zu finf Ziele bzw. MaBnahmen, die sie in Angriff zu nehmen
beabsichtigt. Diese Ziele/MaRnahmen sind Grundlage fur eine individuelle Beratung, die fiir jede
beitretende Kommune zur Umsetzung von MafRnahmen zuséatzlich tiber den KKP vom Land angeboten wird.

Die verbandsangehdrigen Stadte und Gemeinden geben keine eigene Beitrittserklarung ab, sondern sind als
Anlage zu der Beitrittserklarung der Verbandsgemeinde zu filhren (siehe Anlage 4 — Beitrittserkldrung -
letzte Seite).

2. Aligemeiner Hintergrund

Im Rahmen des Pariser Klimaschutzabkommens hat sich das Land Rheinland-Pfalz zum Ziel gesetzt, die
Emissionen an Treibhausgasen drastisch zu reduzieren und bis spatestens 2040 (lt. Koalitionsvertrag)
klimaneutral zu werden — und damit dazu beizutragen, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur
auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Zudem gilt es, die Folgen des Klimawandels durch geeignete und
wirksame AnpassungsmaRnahmen zu bewaltigen.

Dazu bedarf es erheblicher Anstrengungen auf allen politischen und gesellschaftlichen Ebenen, auch und
insbesondere auf der kommunalen Ebene. Denn auf dieser Ebene werden die konkreten
Rahmenbedingungen fiir die notwendigen Mafinahmen gesetzt, insbesondere in den Bereichen
Bauleitplanung, Erzeugung erneuerbarer Energien sowie Mobilitdt / OPNV.

Die Kommunalen Spitzenverbande, der Verband kommunaler Unternehmen (VkU), die Energieagentur
Rheinland-Pfalz und das Land haben sich daher darauf verstindigt, den Kommunalen Klimapakt
einzurichten. Grundlage hierfir ist die Gemeinsame Erklarung vom 29. November 2022 (Anlage 1).

3. Eckpunkte des Kommunalen Klimapakts

Der Kommunale Klimapakt besteht im Kern aus einem
gegenseitigen  Leistungsversprechen: Die beitretenden
Kommunen forcieren ihr Engagement im Klimaschutz und bei
der Anpassung an die Klimawandelfolgen und bekennen sich
zu den Klimaschutzzielen des Landes. Im Gegenzug fordert
und begleitet die Landesregierung die Kommunen bei der
Umsetzung ihrer Maflnahmen mit passgenauen Angeboten
und Leistungen. Der Kommunale Klimapakt wurde zunachst
fur die Jahre 2023 und 2024 vereinbart, ist aber auf Dauer
angelegt und soll 2024 fir die Folgejahre mit allen Beteiligten
fortgeschrieben werden.

Klimapakt
Rheinland-Pfalz

4. Bisherige Aktivititen

Die Verbandsgemeinde Gerolstein hat bereits eine Reihe von MaRnahmen zum Klimaschutz bzw. zur

Klimawandelanpassung umgesetzt bzw. deren Umsetzung eingeleitet; hervorzuheben sind insbesondere

» Energetische Sanierung von Gebduden der VG Gerolstein (beispielhaft seien aufgefiihrt: Turnhallen
Jlnkerath, Lissendorf, Stadtkyll, Rathaus Hillesheim, Teile der RS+ in Jiinkerath und Hillesheim)

> Nutzung von alternativen Energietrdgern (z. B. Installation von Hackschnitzelanlagen in verschiedenen
Gebduden der VG)

» Teilfortschreibung des FNP Gerolstein fur erneuerbare Energien (mit der Ausweisung von weiteren
Eignungsflachen Windenergie, Steuerungsrahmen im Bereich der FF-PVA)

> Erstellung von Hochwasser- und Starkregenschutzkonzepten - HWSK (fiir alle Gemeinden der VG
Gerolstein soll ein HWSK erstellt werden, wobei fir % der Gemeinden bereits Auftrage erteilt worden
sind)

» Umstellung der StraRenbeleuchtung auf LED

» und vieles mehr...
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5. Verstdrktes Engagement im Rahmen des Kommunalen Klimapakts

Mit dem Beitritt zum Kommunalen Klimapakt ist die Selbstverpflichtung verbunden, unsere Aktivitaten
sowohl im Klimaschutz als auch in der Anpassung an Klimawandelfolgen lber das bisherige Mal} hinaus zu
verstdrken. Hierzu benennt jede Kommune mit dem Beitritt bis zu flnf Ziele bzw. MaRnahmen, die sie zu
diesem Zweck zu verfolgen bzw. in Angriff zu nehmen beabsichtigt. Fir die Verbandsgemeinde Gerolstein
kommen folgende Ziele/MaRRnahmen in Betracht:

1) Klimaschutzstrategie /-konzept fiir die VG Gerolstein einschl. Optimierung der verwaltungsinternen
Abldufe

2) Einflihrung / Optimierung eines systematischen Energiemanagements

3) Realisierung / Beteiligung / Betreibung von Erneuerbare Energien-Anlagen

4) Unterstltzung und Schaffung von attraktiven Malnahmen im Bereich der Mobilitadt in der VG
Gerolstein

5) Energetische Sanierung / Optimierung von Gebauden.

(Die v. g. Ziele / MaRnahmen sind in der Anlage 2 niher beschrieben und erldutert, warum wir gerade diese
MaRnahmen priorisieren — ein Orientierungsrahmen des Landes ist als Anlage 3 beigefiigt).

Diese Ziele bzw. MafRnahmen werden nach dem Beitritt im Zuge des exklusiv fur die ,,KKP-Kommunen* zur
Verfigung stehenden Beratungsangebots nochmals im Einzelnen besprochen, dabei im jeweiligen
kommunalen Kontext eingeordnet und priorisiert, je nach Bedarf auch modifiziert, revidiert oder erganzt,
um im Ergebnis ein Paket an wirksamen, effektiven und auch im Hinblick auf den finanziellen Aufwand
effizienten MaRBnahmen in die Umsetzung zu bringen und so einen bestmaoglichen Beitrag zur zeitnahen
Reduktion der Treibhausgasemissionen bzw. zur Anpassung an Klimawandelfolgen zu leisten.

Das Ergebnis dieser Beratung wird im Nachgang nochmals in den kommunalen Gremien beraten und die
dann noch erforderlichen Folgebeschliisse gefasst.

Um diesen Beratungs- und Umsetzungsprozess optimal zu unterstlitzen, wird die Verwaltung
entsprechende personelle Kapazitdten und organisatorische Ressourcen und Infrastruktur bereitstellen
sowie in der Beitrittserklarung eine zentrale Ansprechperson in der Verwaltung benennen und deren
Stellvertretung sicherstellen. Dies werden in der Verbandsgemeinde zundchst Arno Fasen und als
Vertretung Oliver Schwarz sein.

Der Bau-, Planungs- und Umweltausschuss hat dem Verbandsgemeinderat in seiner Sitzung am 06.02.2023
den Beitritt der Verbandsgemeinde Gerolstein zum Kommunalen Klimapakt zu den genannten
Rahmenbedingungen empfohlen.

Beschluss:
Der Ortsgemeinderat fasst folgenden Beschluss:

Die Ortsgemeinde tritt dem Kommunalen Klimapakt bei. Damit verpflichtet sie sich, ihre Aktivitaten sowohl
im Klimaschutz als auch in der Anpassung an Klimawandeifolgen zu verstarken und dabei ambitioniert
vorzugehen. Sie benennt dazu folgende Ziele und MaRnahmen und bringt diese in das weitere Verfahren
ein:

1) Klimaschutzstrategie /-konzept fir die VG Gerolstein einschl. der Stadte / Ortsgemeinden

2) Einfuhrung / Optimierung eines systematischen Energiemanagements fur die Gebdude der
Gemeinde

3) Realisierung / Beteiligung / Betreibung von Erneuerbare Energien-Anlagen

4) Unterstitzung und Schaffung von attraktiven MaRBnahmen im Bereich der Mobilitdt in der
Gemeinde

5) Energetische Sanierung / Optimierung von Gebauden.
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Auf dieser Basis wird die Verwaltung beauftragt,

> die Beitrittserkldrung der Gemeinde (letzte Seite — Anlage 4) gemi3R diesem Beschluss in der
vorgegebenen Form zeitnah an das MKUEM abzugeben,

» zu prifen, welche der iiber den KKP zur Verfligung stehenden Beratungsangebote in Anspruch
genommen werden sollen und diese zeitnah und proaktiv anzufordern sowie

> entsprechende personelle Kapazititen und organisatorische Ressourcen und Infrastruktur
bereitzustellen, um den Beratungs- und Umsetzungsprozess zu unterstiitzen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 6 Enthaltung: 1

TOP 5: Hochwasserkatastrophe vom 14.07.2021 — weitere Vorgéhensweise zur Behebung der
Schaden im Bereich Infrastruktur und Briicken
Vorlage: 2-0132/23/09-003

Sachverhalt:

Die Hochwasserkatastrophe hat viele Gemeinden getroffen. Daher wurde vom Land eine Férderung fiir die
betroffenen Kommunen entlang der betroffenen Gewasser in Form der VV Wiederaufbau auf den Weg
gebracht. Bereits Ende 2021 mussten hierzu MaRnahmenlisten beim Landkreis eingereicht werden, damit
die erf. Mittel {iber ein MaBnahmenplanverfahren bereitgestellt werden kénnen. Kleine MaRnahmen und
Ersatz von Einrichtungsgegenstinden o.3. konnten davon unabhéngig bereits (iber eine Soforthilfe
abgerechnet werden. Um die entsprechenden Férderantrage fir die TiefbaumaRnahmen bis Mitte 2023 auf
den Weg bringen zu kénnen, wurden insgesamt 5 Ingenieurblros fir den StraRen- u. Wegebau und 2
Ingenieurbiiros fir den Brickenbau beauftragt. Bis auf wenige Einzelheiten liegen die Unterlagen
inzwischen vor, so dass die Férderantrdge im Friihjahr 2023 rechtzeitig gestellt werden kdnnen. Davon
unabhangig sind noch Forderunterlagen im Hochbau zu erarbeiten.

Im Bereich des Straen- u. Wegebaus wurden bereits viele MaBnahmen in Eigenregie beauftragt und
umgesetzt. Der ,,Ruf” nach Umsetzung der GroBmaRnahmen nimmt seitens der Gemeinden zu, so dass wir
bei den beteiligten Bilros nachgefragt haben, ob Kapazitdten fiir die weitere Begleitung wie
Entwurfsplanung, Ausschreibung, értliche Bauleitung und Abrechnung frei sind. Dies wurde vom Grundsatz
her bejaht, so dass im nachsten Schritt zu klaren ware, wann die BaumaRRnahmen ausgeschrieben werden
koénnen. Grundsatzlich sollen dabei alle Wegebaumafinahmen einer Gemeinde im Paket ausgeschrieben
bzw. angefragt werden. Hierbei sollen je nach Auftragssumme die dann aktuellen Erieichterungen des
Vergaberechtes zur Anwendung kommen.

Hinweis der Verwaltung:

Die Forderantrage werden im Frithjahr 2023 durch den Fachbereich 1 vorbereitet und den Orts-
/Stadtburgermeister-innen zur Unterschrift vorgelegt. Trotz geplanter 100% Férderung muss sich die
Gemeinde bewusst sein, dass noch kein positiver Forderbescheid vorliegt. Eine Zustimmung zum
vorzeitigen forderunschadlichen Baubeginn liegt zwar vor (VV 9.11), aber ohne Forderbescheid liegt das
Risiko bei der Gemeinde.

Beschluss:

Der Gemeinderat beabsichtigt, die Ausfiihrungen der Infrastruktur (TiefbaumaBnahmen und Briicken) wie
folgt umsetzen zu wollen:

Alle Schaden im Gemeindegebiet sollen im Zuge einer 6ffentlichen Ausschreibung bzw. einer Preisanfrage
auf den Weg gebracht werden. Die erforderlichen Ingenieurleistungen sollen durch das bereits tatige
Fachbiiro erbracht werden. Der/die Vorsitzende wird ermachtigt, das bereits titige Ingenieurbiiro auf
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Grundlage der HOAI mit den Leistungsphasen 3 und 6 — 9 zu beauftragen und die MaBnahmen nach
Fertigstellung der Vergabeunterlagen auszuschreiben.

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 7

TOP 6: Teilfortschreibung Flachennutzungsplan fiir W'indenergie - Stellungnahme der
Ortsgemeinde
Vorlage: 2-0181/23/09-004

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 03.12.2021 hat die VG Gerolstein einen Antrag auf Abgabe einer landesplanerischen
Stellungnahme zu dem damals vorliegenden Vorentwurf der Teilfortschreibung Windenergie des
Flachennutzungsplans beantragt. Der Antrag wurde mit Schreiben vom 17.03.2022 mit verschiedenen
Anregungen und Hinweisen fiir das weitere FNP-Verfahren positiv beschieden.

Der VG-Rat hat in seiner Sitzung am 26.10.2022 Uber die landesplanerische Stellungnahme beraten und
beschlossen, Anregungen und Hinweise im weiteren Verfahren zu beriicksichtigen. In derselben Sitzung
wurde auch Uber das Sondergutachten zur Umfassungswirkung von Windenenergieanlagen (WEA) auf die
Ortslage Schonfeld beraten und beschlossen, dass ein Teil der potenziellen Eignungsflachen fir die
Windenergienutzung im Umfeld von Schonfeld nicht weiter verfolgt werden sollen, um die Ortslage nicht
mit WEA zu umzingeln.

Die Anregungen aus der landesplanerischen Stellungnahme und die Beschlusslage zum Schutz von
Schénfeld wurden in den Unterlagen beriicksichtigt. In der 6ffentlichen Sitzung am 29.09.2022 hat der
Verbandsgemeinderat die vorliegende Planung zur Teilfortschreibung beschlossen und die Verwaltung
beauftragt, die Planungsunterlagen frithzeitig 6ffentlich auszulegen.

Neben dem Planentwurf liegen folgende Unterlagen
e Begriindung mit Restriktionsanalyse und Darstellung der potenziellen Eignungsflachen
e Umweltbericht mit Aussagen zu den Schutzgiitern

Landschaft (und landschaftsbezogene Erholung),

Kultur- und sonstige Sachgiiter

bezogen auf neu auszuweisende ,Sonderbaufldchen fiir Windenergienutzung”. Die angenommenen
Umweltauswirkungen geht von einer Referenzanlage nach gegenwadrtigem technischem Stand aus
(3 bis 5 MW-Klasse, 140 bis 160 m Nabenhthe und ca. 150 m Rotordurchmesser)

o mit FFH Vorprufungen Duppacher Riicken, Obere Kyll und Kalkmulden der Vulkaneifel, Schneifel

o Sondergutachten Umfassung Schonfeld

o Menschen, einschl. menschlichen Gesundheit
o Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

o Boden,

o Flache,

o Wasser,

o Luft/Klima,

o)

o

In der Zeit vom 20.03.2023 bis einschl. 24.04.2023 friihzeitig 6ffentlich aus. Die Planunterlagen stehen im
Internet unter dem Link https://www.gerolstein.de/aktuelles/bekanntmachungen/bauleitplanung-der-
verbandsgemeinde-gerolstein-teilfortschreibung-windenergie/ zum Download bereit.

Gleichzeitig wurden durch die Verwaltung die Trager offentlicher Belange — wie auch die Ortsgemeinde —
beteiligt und die Moglichkeit zur Stellungnahme gegeben.
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Beschluss:

Die Ortsgemeinde beschlieft eine Stellungnahme zur Teilfortschreibung Windenergie des
Flachennutzungsplanes der Verbandsgemeinde Gerolstein abzugeben.

Folgende Punkte sollen in die Stellungnahme aufgenommen werden:

Als Ortsgemeinde stellen wir nach Priifung ihrer Unterlagen zum Flachennutzungsplan Teilfortschreibung
Windenergie fest, dass flir den Zubau Erneuerbarer Energie zugunsten der Energiewende und Klimaschutz
wir als Gemeinde auf kommunalem Eigentum nicht bertcksichtigt worden sind.

Konzentrationswirkung: Das Bestreben des Plangebers, Windenergie zu konzentrieren ist insgesamt
verstandlich. Der Plangeber ist dennoch verpflichtet, der Windenergie ausreichend Raum zu geben. Wir
missen konstatieren, das mit der Ausweisung der Eignungsfliche F-Steffeln/Reuth/Duppach (Merscheid)
es dem Plangeber gelungen ist, in der Eignungsfldche F eine Flache F-2 auf der Gemarkung Duppach beim
»Langen Stein“ auszuweisen. Diese Flache befindet sich auf der Gemarkung Duppach komplett im
Staatsforst Duppacher Kammerwald. Da dem Plangeber mit dieser Ausweisung es nicht gelungen ist, die
Ortsgemeinde schon weit im Vorfeld mitzunehmen, stehen wir dieser Teilfortschreibung sehr kritisch
gegenliber.

Begriindung zu unserer kritischen Haltung: In der Karte 1 -Restriktionsanalyse-2023-01-18 , harte” und
»weiche” Ausschlussflachen fir Windenergienutzung ist ,, Auf Heilert” eine weille Fldche ausgewiesen, die
sich fast vollstdndig im kommunalen Eigentum befindet. Hier entsteht fiir uns der Eindruck, dass nicht mit
der Gemeinde, sondern gegen die Gemeinde gearbeitet wird. Eine gerechte Standortwahl und mit der
Gemeinde gemeinsam festgelegte Regeln ist entscheidend fiir die Akzeptanz von Windkraftanlagen.
Dementgegen steht jedoch die Aussage unter 3.2.5. Konzentrationswirkung im Teil 1 Stadtebauliche
Begrindung zur MindestflachengroBe ein Ausschluss von Flachen mit einer GréRe unter 30 ha und ohne
rdumlichen Bezug zu benachbarten Eignungsflichen (Abstand mehr als 500 m). Die weifle Fliche , Auf
Heilert” hat eine FlachengréRe von ca. 27 ha und den Abstand zur Eignungsfldche F-2 von ca. 1.000 m.

Mit Inkrafttreten der 4. Anderung der LEP IV wurde das Ziel Z 163g (Konzentrationsgebot: der Bau von
mindestens drei WEA im Verbund muss planungsrechtlich méglich sein) zu einem abwéagungszugénglichen
Grundsatz der Raumordnung herabgestuft.

Antrag: Die Ortsgemeinde stellt hiermit den Antrag an den Planungsgeber, die weiRe Flache , Auf Heilert”
mit als Eignungsflache in den Flachennutzungsplan Teilfortschreibung Windenergie der Verbandsgemeinde
Gerolstein aufzunehmen.

Begriindung des Antrages:

e Die Flache ist fast vollstandig im kommunalen Eigentum

e Der Waldbestand auf der Eignungsfliche wurde Anfang der 90-iger Jahre durch einen Sturm
komplett zerstort. Die Aufforstung erfolgte damals zum groRten Teil mit Fichten, der aber im
letzten Winter durch Schneebruch wieder stark beschadigt worden ist und durchforstet werden
musste. Auf dieser moglichen Eignungsflache kann man als kommunaler Waldbesitzer nicht mehr
von einem wertvollen Waldbestand sprechen.

e Drei Windkraftanlagen kdnnten auch bei ca. 27 ha realisiert werden, sodass die Begrenzung auf 30
ha nicht nachvollziehbar ist. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der Anpassungen durch
das Wind-an-Land-Gesetz, was auch mit dem Inkrafttreten der 4. Anderung der LEP IV vereinbar
ware.

e Die optische Beeintrachtigung des Gebietes auf dem Hohenzug Duppacher Riicken ist aufgrund der
Potentialflache in ca. 1.000 m Entfernung, sodass es sich nicht um eine zusammenhangslose
Ausweisung handelt. Aus Sicht der Ortsgemeinde erschlieft sich nicht, warum bei Flachen in 500 m
ein Zusammenhang gesehen wird.

e Die Errichtung von Windkraftanlagen ist Uberragendes politisches Ziel und daher sollten
verniinftige Moglichkeiten zum Ausbau ausgeschopft werden.
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e Wir halten es fiir fraglich, ob der Flichennutzungsplan dieser AuRerungen zu den weichen
Ausschluss Kriterien anhand unserer Begriindungen einer verwaltungsrechtlichen Uberpriifung
standhalten kann.

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 6 Enthaltung: 1

TOP 7: Grundstiicksangelegenheiten
Sachverhalt:

Es liegen keine Grundstiicksangelegenheiten vor.

TOP 8: Bauantrige / Bauvoranfragen
Sachverhalt:

Zwischenzeitlich ist der Bauantrag fir Bauvorhaben ,Priimer Strale 15“ eingegangen. Die Planung
entspricht der positiven Beschlussfassung zur Bauvoranfrage in der Sitzung des Ortsgemeinderates
Duppach vom 27.07.2022.
Daher wurde das Einvernehmen der Ortsgemeinde einvernehmlich durch Ortsbiirgermeister Wawers und
den Beigeordneten erteilt

TOP 9: Informationen des Ortsbhiirgermeisters
Sachverhalt:

e [nformation liber die bisherigen Sitzungen des Forstverbandes Obere Kyll
In der Sitzung vom 31.01.2023 ist von der Verbandsversammlung dem Beitrittsgesuch der
Ortsgemeinde Duppach zum Forstverband Obere Kyll einstimmig zugestimmt worden. Am 28.03.2023
fand eine Sitzung des Forstverbandes Obere Kyll statt, wo unter anderem {iber den Verrechnungssatz
fur den Waldarbeitereinsatz und die 1.Nachtragshaushaltssatzung und den Nachtragshaushaltsplan fiir
das Jahr 2023 beraten und beschlossen wurde.

e  Zukunfts-Check im Landkreis Vulkaneifel
Mit Schreiben vom 31.01.2023 sollte Duppach fiir die Umsetzung in der Prioritdtsstufe 2 vorgesehen
werden. Nach jetzigem Kenntnisstand sollte der Zukunfts-Check Dorf im Herbst 2023 mit einer
Auftaktveranstaltung beginnen. Nach telefonischer Riicksprache mit Herrn Markus Kowall am
10.02.2023 wird von der Prioritatsstufe 2 abgesehen und erst nach der Kommunalwahl 2024 die
Auftaktveranstaltung dazu terminiert.

e Energiebeschaffung Strom fiir die 6ffentlichen Gebdude in der Gemeinde
Information ({ber das Schreiben des Gemeinde- und Stddtebund RLP vom 16.01.2023 zur
Energiebeschaffung

e Strombezug fiir die StraBenbeleuchtung
Im Mail von der Verbandsgemeindeverwaltung vom 20.01.2023 wurden die Ortsbiirgermeister lber die
Konditionen zu den Energieliefervertragen 2023 informiert.
Der Strombezug fiir die StraBenbeleuchtung war dabei nicht Teil der Biindelausschreibung, da in den
Zusatzvereinbarungen zum Rahmenvertrag zur StraRenbeleuchtung von RWE/Westenergie geregelt ist,
dass bis zum 01.01.2026 der Strom Uber den Anlageneigentiimer zu beziehen ist — dies ist hier E.ON.
Dementsprechend wurde von der Verwaltung ein Angebot zur Belieferung der 200
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Stralenbeleuchtungslieferstellen eingeholt, da der aktuelle Vertrag zum 31.12.2022 endete. Der
Arbeitspreis im aktuellen Vertrag liegt bei 14,90 Cent/kWh (netto - hinzu kommen noch MWSt.,
Netzengelte, EEG-Umlage,...).

Am 01.12.2022 wurde der Zuschlag auf das Angebot in Hohe von 41,987 cent/kWh Netto fur ein
Kalenderjahr erteilt. Eine Beschaffung (iber einen anderen Anbieter war undist aufgrund der
vertraglichen Situation leider nicht moglich.

TOP 10: Anfragen, Verschiedenes

Sachverhalt:

Ratsmitglied Karl-Hermann Schmitz bemangelt den nach seiner Meinung schleppenden Fortschritt beim
Breitbandausbau und dem Ausbau der K 33 Duppach — Weihermuhle.

Gemal Ankiindigung durch Westenergie Breitband GmbH sollte mit dem Breitbandausbau im Oktober
2022 begonnen werden und die Fertigstellung bis Dezember 2023 erfolgt sein.

Ortsbiirgermeister Gottfried Wawers erldutert zu den vorgenannten MaRnahmen den aktuellen Sachstand,
sowie die Griinde fir die Verzogerungen beim Breitbandausbau und den erforderlichen Vorbereitungen fir
den Ausbau der K 33 durch den LBM Gerolstein. Der Baubeginn wird hierbei mafRigeblich durch die zur

Verfligung stehenden Haushaltsmittel des Landkreis Vulkaneifel beeinflusst.

Ortsblrgermeister Wawers schlieRt die 6ffentliche Sitzung um 20.55 Uhr.

Fiir die Richtigkeit:

-----------------------------------------------------------------------

Gottfried Wawers Heinz Weber
(Vorsitzender) (Protokolifiihrer)
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I. Ausgangssituation

Die wachsende Zahl und die Intensitat der Extremwetterereignisse machen deutlich, dass der glo-
bale Klimawandel bereits drastische Auswirkungen auf Menschen und Umwelt entfaltet. Umso
grof3er ist die Notwendigkeit, umfangreiche Maf3nahmen zum Klimaschutz und zum Erhalt der Bio-
diversitat und der Okosystemdienstleistungen zu ergreifen, um den weltweiten Temperaturanstieg
auf unter 2 Grad, wenn moglich 1,5 Grad zu begrenzen und damit die Folgen des Klimawandels
noch einzuddmmen. Zugleich miissen Schritte zur Anpassung an die bereits auftretenden und zu-
kiinftig zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels eingeleitet werden. Damit stehen alle
klimawirksamen Emissionen und Anpassungspotenziale im Fokus. Dabei fallt den Kommunen eine
Schliisselrolle zu, denn die Maf3nahmen miissen lokal umgesetzt werden.

Zahlreiche Kommunen in Rheinland-Pfalz haben die Notwendigkeit und Dringlichkeit des Handelns
erkannt und engagieren sich daher bereits seit vielen Jahren bei der Erarbeitung kommunaler Kon-
zepte und der Umsetzung der Maf3nahmen. Es fehlt jedoch haufig an den notwendigen Rahmenbe-
dingungen und Ressourcen, an etablierten Prozessen und Strukturen sowie an einer klimaschutzori-
entierten Genehmigungspraxis, um ambitionierten Klimaschutz vor Ort effizient umsetzen zu
konnen. Einige Kommunen bendtigen bei der Umsetzung einer systematischen Bewaltigung der
anstehenden Probleme im Zusammenhang mit Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfol-
gen mehr Unterstiitzung.

Die Regierungsparteien haben sich auf Initiative der kommunalen Seite im Koalitionsvertrag 2021-
2026 zum Ziel gesetzt, die Kommunen mit einem Kommunalen Klimapakt (KKP) noch starker und
ressortiibergreifend zu unterstiitzen, um gemeinsam das Ziel , Klimaneutrales Rheinland-Pfalz*
(2035-2040) zu erreichen. Das Land betrachtet dabei die Finanzierung des kommunalen Klima-
schutzes und der Anpassung an die Klimawandelfolgen als eine Investition in eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung zur Steigerung der regionalen Wertschépfung und zur Sicherung des Wirt-
schaftsstandortes Rheinland-Pfalz.

Die kommunalen Spitzenverbande (KSV), die Energieagentur RLP (EARLP), der Verband kommunaler
Unternehmen (VKU) und die Landesregierung einschlieflich ihres Kompetenzzentrums fiir Klima-
wandelfolgen (RLP-KfK) haben sich daher darauf verstandigt, gemeinsam einen Kommunalen Kli-
mapakt einzurichten, um die Kommunen bedarfs- und wirkungsorientiert bei der Umsetzung von
Maf3nahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Klimawandelfolgen im Sinne einer Quer-
schnittsaufgabe zu unterstiitzen.
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Il. Kernelemente des Kommunalen Klimapakts

Die unterzeichnenden Parteien haben folgendes gemeinsames Verstandnis tiber die Grundstruktur
und die Eckpunkte fiir die Ausgestaltung des Kommunalen Klimapakts:

Der Kommunale Klimapakt besteht im Kern aus einem gegenseitigen Leistungsversprechen: Die
beitretenden Kommunen forcieren ihr Engagement im Klimaschutz und in der Anpassung an
die Klimawandelfolgen und bekennen sich zu den Klimaschutzzielen des Landes (Landesgesetz
zur Forderung des Klimaschutzes, Zukunftsvertrag Rheinland-Pfalz 2021-2026, Klimaneutrales
RLP im Korridor 2035-2040), entlang gemeinsam definierter Handlungsfelder (vgl. Anlage 1).
Im Gegenzug unterstiitzt das Land die Kommunen durch konkrete und bezogen auf die jewei-
lige Ausgangslage zugeschnittene zusatzliche Unterstiitzungsleistungen dabei, ihre Maf3nahmen
effizient umsetzen zu kdnnen.

Davon ausgehend identifizieren die Kommunen anhand ihrer radumlichen Situation und lokalen
Struktur die fir sie geeignetsten Maf3nahmen.

Der Beitritt zum Kommunalen Klimapakt ist fiir alle Landkreise, kreisfreien sowie kreisangeho-
rigen Stadte, Verbands- und Ortsgemeinden auf freiwilliger Basis méglich und erfolgt durch die
Abgabe einer entsprechenden Erkldrung. Ein Beitritt wird ab dem 1. Quartal des Jahres 2023
moglich sein. Der Beitritt von Ortsgemeinden muss tber die Verbandsgemeindeverwaltung ge-
blindelt erfolgen.

Der Kommunale Klimapakt ist kein statisches Gebilde, sondern vielmehr ein kontinuierlicher
Prozess. Daher wird er stufenweise fortgeschrieben und in Form aufeinander aufbauender Pha-
sen wirksam. Dies immer dem Verstandnis folgend, dass Klimaschutz und Anpassung an die Kli-
mawandelfolgen sowohl auf Landesals auch auf kommunaler Ebene Querschnittsaufgaben sind,
die ein systematisches, mutiges Vorgehen aller staatlichen und gesellschaftlichen Ebenen erfor-
dert. Der Fortschreibungszyklus richtet sich nach dem Unterstiitzungsbedarf sowie nach der
Aufstellung des Landeshaushaltes.

Noch im Jahr 2022 startet die erste Phase des Kommunalen Klimapakts fiir die Kommunen mit
der Vorbereitungsphase fur den Beitritt zum Kommunalen Klimapakt zum 1. Quartal 2023. Ab
2023 soll der Klimapakt auf Basis des Landeshaushalts 2023/24 dann seine unmittelbare Wir-
kung entfalten. Fiir den Zeitraum ab 2025 setzen sich alle Beteiligten gemeinsam das Ziel, den
Kommunalen Klimapakt nach einer Evaluierung der ersten beiden Phasen in eine dritte Phase
zu fuhren, nach den sich dann ergebenden Erfordernissen.

Die konkrete Ausarbeitung der einzelnen Phasen ist Aufgabe einer bereits etablierten Arbeitsge-
meinschaft, die sich aus Vertreterinnen und Vertretern der beteiligten Partner zusammensetzt
(KKP Arbeitsgruppe). Die Abstimmung zwischen den Ressorts der Landesregierung erfolgt fe-
derfiihrend durch das Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitat.

Rheinland-Pfalz
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1. Starterphase 2022/2023 (Erste Phase)

Ziel dieser ersten Phase ist der schnellstmdgliche Einstieg in den Kommunalen Klimapakt auf Basis
der fiir 2022 und fiir 2023 verfiigbaren Ressourcen und Haushaltsmittel. Die Kommunen kdnnen ab
dem 1. Quartal 2023 an dem Klimapakt teilnehmen; die Teilnahme setzt insbesondere einen Rats-
beschluss voraus, mit dem sich die Kommune verpflichtet, ihre Anstrengungen im Hinblick auf die
Klimaschutzziele des Landes weiter zu verstarken und — je nach individueller Ausgangslage — schritt-
weise weitergehende und liber das Bisherige hinausgehende Maf3nahmen zur Reduktion von Treibh-
ausgasemissionen und zur Anpassung an die Klimawandelfolgen zu ergreifen.

Bereits fiir das Haushaltsjahr 2022 stellt das Land fiir die Ausgestaltung und Umsetzung des Kom-
munalen Klimapaktes Finanzmittel in Hohe von 4 Mio. EUR zur Verfligung, um beispielsweise fol-
gende Maf3nahmen vorzubereiten:

B Entwicklung einer Online-Plattform (inkl. Beratungs- und Forderiibersicht).

B Das Land nimmt eine Evaluation der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen fiir die kommu-
nalen Aktivitaten zu Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen in Bezug auf rele-
vante Hemmnisse und potenzielle Optimierungsansatze vor. Hierflir wird eine systematische
Analyse der Regelwerke des Landes vorgenommen, um rechtliche Hemmnisse und Zielkonflikte
bei der Umsetzung der Maf3nahmen zu Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen
identifizieren zu kdnnen. Die KSV werden an der Evaluation beteiligt.

Angestrebt wird unter Einbindung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD), transpa-
rente Kriterien darzustellen, damit Maf3nahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Kli-
mawandelfolgen auch von finanzschwachen Kommunen unter Berticksichtigung der Anforde-
rungen der Kommunalaufsicht erfolgreich umgesetzt werden kénnen.

Zum 1. Quartal 2023 entfaltet der Kommunale Klimapakt seine unmittelbare Wirkung:

B Das Land fordert teilnehmende Kommunen gezielt und baut bedarfsorientierte Beratungsange-
bote (Forderung, Vergabe, Umsetzungsplanung) bei der EARLP und dem RLP-KfK zusatzlich aus-
bzw. neu auf (Anlage 2). Die teilnehmenden Kommunen werden Schritt fir Schritt von diesen
Beratungs- und Férdermaf3nahmen profitieren kdnnen.

B Das Land, die EARLP und das RLP-KfK erstellen standardisierte Instrumente und Hilfestellungen
wie Leitfaden und Auslegungshilfen mit teilnehmenden Kommunen. Diese werden weiteren
Kommunen zur Verfligung gestellt.

B Eine effiziente und transparente Projektsteuerung fiir den Kommunalen Klimapakt wird aufge-
baut. Ziel ist eine ziligige und unbiirokratische Umsetzung des KKP.
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Innerhalb des Kommunalen Klimapaktes erfolgt dabei auch eine systematische Bestandsaufnahme,
Analyse und Evaluierung der bestehenden Landesférderprogramme im Bereich Klimaschutz und
Anpassung an die Klimawandelfolgen beziiglich der Férdergegenstdnde, des Férdervolumens und
der Forderverfahren. Bewertet werden soll u. a. die Effizienz der Maf3nahmen in Bezug auf den Mit-
teleinsatz, die Relevanz, die Klimawirkung und der Praxisbezug der Ma3nahmen sowie die Praktika-
bilitat der Verwaltungsvorschriften. Die Ergebnisse der Evaluation sollen inklusive konkreter Hand-
lungsempfehlungen zeitnah vorliegen. Bei der Weiterentwicklung der Férderangebote des Landes
soll der Fokus auf einem unburokratischen und transparenten Mitteleinsatz liegen. Neue Forderge-
genstande sind bedarfsorientiert anzulegen. Die KSV werden in die Prozesse eingebunden.

IV. Fortschreibung 2023/2024 (zweite Phase)

Die zweite Phase hat zum Ziel, die Umsetzung von Maf3nahmen mit wirksamem Klimaschutz bzw.
Anpassung an die Klimawandelfolgen einzuleiten bzw. weiter voranzubringen. Wesentlich ist dabei
die gezielte Umsetzung von Ma[3nahmen zu den beschriebenen Handlungsfeldern in den teilneh-
menden Kommunen sowie deren meilensteinbasierte Planung und Steuerung im Rahmen von indi-
viduellen Klimaschutzfahrplanen. Dabei werden die Kommunen fachlich kompetent und umset-
zungsorientiert durch die EARLP sowie das RLP-KfK und deren Kooperationspartner unterstiitzt.

Ein besonders ambitioniertes Vorgehen von Kommunen wird dabei auch durch verstarkte Unter-
stitzungsangebote angereizt bzw. honoriert. Dazu erarbeitet die KKP Arbeitsgruppe Qualitatsstu-
fen, welche die unterschiedlichen Ausgangsniveaus der Kommunen widerspiegeln und pro Stufe
Beratungs- und Forderleistungen des Landes abbilden. Zusatzlich wird angestrebt, dass zukiinftig
bei ausgewahlten Forderprogrammen im Bereich Klimaschutz und Klimawandelfolgenanpassung die
Klimapakt Kommunen je nach Qualitatsstufe eine erhdhte Férderquote erhalten sollen.

Klimaschutz funktioniert nicht zum Nulltarif. Zahlreiche Ma[3nahmen sind mit kostenintensiven
Investitionen verbunden. Viele kommunale Leistungen werden daher durch Férdermittel der EU, des
Bundes und des Landes flankiert. Uber die etablierten Férderprogramme hinaus hat die Landesre-
gierung angekiindigt, die Kommunen bei ihren Investitionen in den Klimaschutz und in die Anpas-
sung an die Klimafolgen zu unterstitzen. Sie wird flr die Haushaltsjahre 2023/24 Férdermittel von
zusatzlich 250 Millionen Euro zur Verfligung stellen (Kommunales Investitionsprogramm), damit
Kommunen weitere Klimainvestitionen tatigen kdnnen. Die Fordermittel sollen allen Kommunen

— unabhangig von der Teilnahme am Kommunalen Klimapakt unbiirokratisch ausgezahlt werden und
weiteren Kommunen zusétzlich iber ein Wettbewerbsverfahren zugutekommen. Die Klimapakt
Kommunen erhalten im Rahmen des Investitionsprogramms Unterstiitzung bei der Initialisierung
und Planung der Maf3nahmen des Klimaschutzes und der Anpassung an die Klimawandelfolgen zum
effizienten und strukturierten Einsatz der Mittel.
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Der Umsetzungsfortschritt und die Zielerreichung des Kommunalen Klimapaktes wird in regelma-
Rigen KKP Arbeitsgruppensitzung festgestellt und erértert. Die Umsetzung der Zuwendungen wird
wie oben aufgefiihrt von den am Prozess Beteiligten auf ihre Wirkung bezogen gepriift und nach
Durchfiihrung der Maf3nahmen evaluiert. Die KKP Arbeitsgruppe entwickelt auf dieser Basis die
Meilensteine, Ziele und Strategien des Kommunalen Klimapaktes kontinuierlich weiter und koordi-
niert sich beziliglich der externen Kommunikation.

Die Eckpunkte fiir die Fortschreibung 2023/2024 geben die Vereinbarungen der Parteien zum Zeit
punkt der Unterzeichnung des Kommunalen Klimapakts wieder. Je nach der Entwicklung des Be-
darfs und der aktuellen Situation werden ggf. Maf3nahmen angepasst bzw. weitere Maf3nahmen
durch die Partner des Kommunalen Klimapaktes vereinbart. Dazu erfolgen regelmaflige Gesprache
im Rahmen der KKP Arbeitsgruppe.

V. Absichtserklarung Fortschreibung 2025

Die ersten beiden Phasen des Kommunalen Klimapakts 2022/23 und 2023/24 sollen als Grundlage
fur eine dritte Fortschreibung evaluiert werden. Die Kriterien hierfiir werden kontinuierlich spate-
stens aber Ende 2023 gemeinsam entwickelt.

Die Partner des Kommunalen Klimapaktes werden die Ergebnisse der Evaluation sowie alle weiteren
Entwicklungen bei der Fortschreibung beriicksichtigen, um ein bedarfsgerechtes Angebot erstellen
zu kdnnen.
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VI. Inkrafttreten, Auf3erkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt zum 29. November 2022 in Kraft. Die Partner vereinbaren, dass der
Kommunale Klimapakt zunachst bis nach Ablauf der zweiten Phase (Ende 2024) gilt. Fir die Zeit
danach wird eine Fortschreibung mit langfristiger Perspektive angestrebt, um die Daueraufgaben
des Klimapakts kontinuierlich meistern zu kdnnen. Zum Ende einer jeden Phase wird der Umset-
zungsstand sowie die Zieler- reichung in der KKP Arbeitsgruppe evaluiert und das weiteren Vorge-
hen sowie die Planungen gemeinsam angepasst.

(laks o /6&/ @

gez. Katrin Eder gez. David Langner
Staatsministerin, Ministerium fiir Vorsitzender des Vorstands, Stadtetag
Klimaschutz, Umwelt, Energie und Rheinland-Pfalz

Mobilitat Rheinland-Pfalz

ol Ao

gez.Michael Hauer gez. Aloysius Séhngen
Staatssekretar, Ministerium fir Klima- Landesvorsitzender, Gemeinde- und
schutz, Umwelt, Energie und Mobilitat Stadtebund Rheinland-Pfalz

Rheinland-Pfalz

gez. Daniela Schmitt gez. Achim Schwickert
Staatsministerin, Ministerium fiir Vorsitzender des Vorstands,
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft Landkreistag Rheinland-Pfalz

und Weinbau Rheinland-Pfalz

Ly

gez. Michael Ebling gez. Wolfgang BiihringVKU
Staatsminister, Ministerium des Innern Vorsitzender des Vorstands, Verband
und fir Sport Rheinland-Pfalz kommunaler Unternehmene. V.,

Landesgruppe Rheinland Pfalz
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Anlage 1- Handlungsfelder Kommunaler Klimapakt

Wesentliche Herausforderungen und Handlungsfelder im Rahmen eines Kommunalen Klima-
paktes Rheinland-Pfalz

Vorbemerkung: Viele Kommunen sind bereits aktiv im Bereich Klimaschutz und Anpassung an die
Klimawandelfolgen und bringen Eigenmittel und eigene Ressourcen ein.

Die Arbeitsgruppe Kommunaler Klimapakt hat fiir den Klimaschutz und die Anpassung an die
Klimawandelfolgen Handlungsfelder identifiziert, in denen die Kommunen, das Land, der Bund
und die EU sukzessive tatig werden miissen, um die Herausforderungen des Klimawandels zu
meistern (u. a. Klimaschutzziele Land, Bund, EU).

Zur Erreichung der ambitionierten Klimaschutzziele und zur effizienten Gestaltung der nachfol-
gend vorskizzierten Handlungsfelder benétigen die Kommunen zusatzliche und nachhaltige di-
rekte sowie indirekte finanzielle als auch strukturelle Unterstiitzung durch das Land, die EU, den
Bund, die Wirtschaft — zu beriicksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch die bestehende
strukturelle Unterstiitzung durch die kommunalen Spitzenverbande.

Handlungsfeld Wichtigste Handlungsbedarfe

1. Strukturelle Voraus- | Organisatorische Implementierung als kommunale Querschnittsauf-
setzungen in den gabe
Kommunen/den kom-
munalen Verwal-
tungen

Personal: Personelle Verstetigung und Verstarkung auf fachlicher
und konzeptioneller Ebene, u. a. nach auslaufender Bundesférderung

Konzepte: Erstellung/Fortschreibung kommunaler Klimastrategien/
Klimafahrpldane und dazugehdrige Fachberatung

Finanzen: Finanzielle Verstarkung und Entwicklung neuer Finanzie-
rungsmoglichkeiten; Abstimmung Kommunalaufsicht, Flexibilisierung
der Haushalte an Projektférderung (Bund/EU)

2. Instrumente (opera- | Implementierung bereits vorhandener Instrumente und deren Wei-
tive Ebene) terentwicklung sowie Einflihrung neuer Instrumente, insbesondere
ein flachendeckendes kommunales Energiemanagement
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Handlungsfeld Wichtigste Handlungsbedarfe

3. Organisations- und Unterstiitzung bei Entwicklung und Umsetzung (ggf. neuer) Organi-
Geschaftsmodelle fiir | sations- und Geschaftsmodelle fiir Projekte in einzelnen Fokusbe-

kommunale Klima- reichen (Bsp. Energiegesellschaften, interkommunale Kooperationen,
Projekte AOR, PPP und Kooperationen v.a. im Bereich EE, Geb&ude, Verkehr,
Wasserstoff etc.)

4. Nachhaltige Finanzie- | Verbesserung und Ausbau der Finanzierung kommunaler Klimaschutz-
rungsinstrumente und Klimawandelfolgenanpassungsmaf3nahmen

Entwicklung neuer Finanzierungsmaglichkeiten (z. B. Intracting, Nah-
verkehrsabgabe)

Schaffung von Finanzierungs-Modellen auf Basis Lebenszykluskosten-
rechnung inklusive Beriicksichtigung einheitlicher CO,-Folgekosten

5. Klimagerechte Bau- | Unterstiitzung bei der starkeren Beriicksichtigung von Klimaschutz-
leitplanung und Klimawandelfolgenanpassungsaspekten in der kommunalen
Bauleitplanung (u. a. Flacheninanspruchnahme) im Rahmen der bau-

planungsrechtlichen Abwagung

Aufzeigen von Best-Practice-Beispiele

Uberpriifung vorhandener / Vorgabe neuer raumordnerischer Ziele
und Grundsatze mit Bezug zu (kommunalem) Klimaschutz und An-
passung an die Klimawandelfolgen.

6. Klimagerechte Kom- [ (Fachliche und finanzielle) Unterstiitzung insbesondere bei den fol-
munalentwicklung genden Handlungsfeldern:

Umsetzung einer klimagerechten Verkehrsentwicklung, u. a. Starkung
des Umweltverbunds, Aufbau Ladeinfrastruktur, nachhaltige City-Lo-
gistik, klimaorientierte Verkehrsplanung, etc.

Starkung der griinen, blauen und beigen Infrastruktur

Starkung der Klimaresilienz der KommunalwalderEtablierung einer
nachhaltigen und klimafreundlichen Kreislaufwirtschaft/Baumaf3nah-
menAnpassung der Ver- und EntsorgungsinfrastrukturHochwasser-
und Starkregenvorsorge, Erstellung von ortlichen Hochwasser- und
Starkregenvorsorgekonzepten

Hitzeschutz im 6ffentlichen Raum und Erarbeitung von Akutmafnah-
men im Sinne eines Hitzeaktionsplans (unter Berticksichtigung von
Worst-Case-Szenarien)

Entwicklung konzeptioneller Grundlagen fiir Maf3nahmenplanung

Naturnahe, klimaresiliente Renaturierung

9
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Handlungsfeld

Wichtigste Handlungsbedarfe

7. Klimafreundliche
kommunale Beschaf-
fung

»Klimafreundliche" Rahmenvertrage fiir kommunale Beschaffungen
sowie Musterausschreibungen jeweils fiir branchenspezifische Liefe-
rungen und Leistungen, die zugleich praxisgerecht und rechtssicher
sind

Entwicklung von Kriterien fiir eine klimagerechte Vergabe (Leistungs-
beschreibung) Beratung/Schulung der Vergabestellen

Standardisierung von Verwaltungsvorschriften und Handlungsleitfa-
den

8. Prozessoptimierung
Klimaférderung

Ausbau der auf Klimama3nahmen spezialisierten strukturellen und
bedarfsgerechten Férder- und Vergabeberatung und Prozessbeglei-
tung

Aufbau einer ressortiibergreifenden digitalen Férderdatenbank

Erleichterung des Zugangs zur Forderung durch Biirokratieabbau/
unkomplizierte Férderprogramme

Verbesserung des Férdermittelmanagements (z. B. , Lotsenstellen”)

9. Klimagerechte Kom-
munalhaushalte

Kommunale Haushalte ,fit machen” fiir die Bewaltigung der Anforde-
rungen aus Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen
u. a. durch gezielte Schulungsprogramme und Haushaltstools

Schaffung und Ausweitung finanzieller Handlungsspielraume Identifi-
zierung und Behebung haushalterischer Hindernisse

Unterstilitzung bei der Entwicklung und Umsetzung von Divestment-
strategien

10. Strukturierte Aus-,
Fort- und Weiterbil-
dungen zu Klima-
schutz und Klima-
wandelfolgenanpas-
sung

Zielgerichtete und qualifizierte Aus-, Fort- und Weiterbildung (u. A.
der Hauptamtlichen; Sensibilisierung des Ehrenamts in Raten und
Ausschiissen sowie Aus- und Fortbildung von Dienstleistern fiir Kom-
munen, wie z. B. Planungsbiiros und Handwerksbetriebe)

10
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Handlungsfeld

Wichtigste Handlungsbedarfe

11. Unterstiitzung bei der
Klimakommunikation
auf allen Ebenen

Motivation von Biirger*innen und Unternehmen zum Klimaschutz
und Klimawandelfolgenanpassung; Unterstiitzung der Kommunen
bei der Akzeptanzsteigerung

Intensivierung und Fortentwicklung der Offentlichkeitsarbeit, inklusi-
ve offentlicher Beteiligungsprozesse, wie z. B. Einbindung in Fachforen
zur Erarbeitung und Umsetzung von entsprechenden Maf3nahmen

12. Monitoring, Steue-
rungsinstrumente

Fortschritte im Klimaschutz und bei der Klimawandelfolgenanpas-
sung transparent machen und evaluieren

Indikatorensystem (Impact- und Response-Indikatoren)/Checklisten
erarbeiten

13. Biindelung der klima-
bezogenen Aktivi-
taten aller relevanten
Akteure

Optimierung der Vernetzung der klimabezogenen Aktivitaten aller
relevanten Akteure: ,effizientes Netzwerken"; Biindelung der Aktivi-
taten, Vermeidung von Doppelstrukturen, Nutzung von Synergieef-
fekten

Etablierung einer operativen KKP RLP Koordinationsplattform

1
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Anlage 2

Bedarfsorientierte Beratungsleistungen fiir KKP-Kommunen:

B Die teilnehmenden KKP-Kommunen' erhalten eine substantielle und intensive (Umsetzungs-)
Beratung im Bereich Klimaschutz und Klimawandelfolgenanpassung

B Je nach Bedarf zur Verfligung stellen von Instrumenten und Tools (bspw. flir Energiemanage-
ment etc.)

B Konkrete Unterstiitzung beim Beantragen und Abrufen von Bundes- und Landesférdermit-
teln im Bereich Klimaschutz und Klimawandelfolgenanpassung

B Gemeinsame Erarbeitung von Klimaschutz- und Klimawandelfolgenanpassungsstrategien
fiir teilnehmende KKP-Kommunen

B |ndividuelle Unterstiitzung bei der Initialisierung und Planung der Maf3nahmen des Klimaschutzes
und der Anpassung an die Klimawandelfolgen zum effizienten und strukturierten Einsatz der
Mittel des angekiindigten kommunalen Investitionsprogrammes.

T Abhangig von den personellen und organisatorischen Kapazitaten sowie den vorhandenen Haushaltsmitteln.

12
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Kommunaler Klimapakt RLP (KKP)
Beitritt der Verbandsgemeinde Gerolstein

-Vorschlage fiir Ziele und MaRnahmen der VG Gerolstein -

Die folgenden Ziele & MalRnahmen haben wir aus der Orientierungshilfe, welche den Kommunen zum
KKP zur Verfligung gestellt werden, entnommen, teilweise an die VG angepasst und begriindet. Diese
Orientierungshilfe ist dieser Vorschlagsliste als Anlage beigefligt.

Im Rahmen des Kommunalen Klimapaktes Rheinland-Pfalz (KKP) soll die Verbandsgemeinde sich auf
funf wesentliche Ziele / MaRnahmen konzentrieren, welche in der Beschlussfassung des Verbandsge-
meinderates benannt werden sollen und in der Beitrittserklarung aufzufiihren sind. Die Umsetzung der
MalRnahmen soll in der ersten Stufe in den Jahren 2023 und 2024 erfolgen. Das Land beabsichtigt im
Jahre 2024 eine Fortschreibung des KKP.

Aus Sicht der Verwaltung konnte die Verbandsgemeinde Gerolstein folgende Ziele und MaRnahmen
im Rahmen der ersten Stufe des Kommunalen Klimapaktes RLP auf den Weg bringen bzw. durchfiihren.

1) Klimaschutzstrategie /-konzept fiir die VG Gerolstein einschl. Optimierung der

verwaltungsinternen Ablaufe:

>  Erstellung eines Leitbildes fir die klimagerechte Weiterentwicklung der Verbandsgemeinde
Gerolstein sowie Berlicksichtigung des Klimaschutzes als auch der Anpassung an Klimawan-
delfolgen bei allen relevanten kommunalen Entscheidungen und Planungsprozessen

»  Erarbeitung von Strategien, Fahrpldnen oder Konzepten im Bereich Klimaschutz / Anpassung
an Klimawandelfolgen

>  Etablierung von Verfahrensweisen zum Schutz der Prioritdten fir die Anpassung an Klima-
wandelfolgen.

> Integration der im eigenen Leitbild / in der eigenen Strategie entwickelten Prioritaten in allen
betroffen kommunalen Verwaltungsaufgaben (Aufbau- und Ablauforganisation)

» Etablierung ressortiubergreifender Arbeitsgruppen, Lenkungskreisen, Expertengremien zur
Bearbeitung von Schwerpunktthemen

»  Schulung aller Mitarbeiter:innen in Sachen Klimaschutz (Etablierung Klimaschutz als eigene
standige Aufgabe der VG durch externe Anbieter per Inhouse Seminaren und Workshops)

Erlduterungen:

Es ist notwendig, dass man sich auf politischer Ebene klar zum Klimaschutz / Anpassung an Klima-
wandelfolgen bekennt und zukiinftige Entscheidungen unter Berlicksichtigung dieser Punkte
trifft.

Es sollte eine Strategie entwickelt werden, welche MalRnahmen als ndchstes angegangen werden
und wie die Festlegung von Prioritdten bei den in Aufstellung befindlichen Konzepten (Hochwas-
ser- und Starkregenschutzkonzept, Radverkehrskonzept, pp) aussehen soll.

Diese politischen Entscheidungen missen sodann in der bestehenden Verbandsgemeindeverwal-
tung integriert werden und zwar als eine dauerhafte Aufgabe der Verwaltung. Dies muss in allen
Sachgebieten der Verwaltung integriert und etabliert werden.
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2) EinfUhrung / Optimierung eines systematischen Energiemanagements
> Optimierung des bereits vorhandenen Energiemanagements (z.B. durch Automatisierung
einzelner Abldufe wie Verbrauchserfassung oder Auswertung durch neue Software)
» Intensivierung der Schulungen aller verantwortlichen Personen / Nutzern zu einem klimage-
rechten Verhalten.

Erlauterungen:

In der Verbandsgemeinde werden eine Vielzahl von kommunalen Gebduden vorgehalten. Ein sys-
tematisches und moglichst automatisiertes Energiemanagement sollte zeitnah aufgebaut wer-
den, um KlimaschutzmaRnahmen messbar zu machen bzw. entsprechende Abweichungen / Un-
regelmaligkeiten zeitnah zu erkennen.

Vor allem aber das Nutzerverhalten in den vielseitigen Einrichtungen wird entscheidend auf den
Energieverbrauch Einfluss haben, so dass die Nutzer auch in 6ffentlichen Geb&duden sensibilisiert
werden.

3) Realisierung / Beteiligung / Betreibung von Erneuerbare Energien -Anlagen:

» Vollstandige systematische Erfassung der Potenzialflichen fir Dach-PV-Anlagen auf den
kommunalen Liegenschaften

»  Forcierte schrittweise Realisierung von PV-Anlagen auf den gemeindeeigenen kommunalen
Dachflachen

» Kommunale Beteiligung an einem WEA- oder PV-Projekt im Gebiet der VG Gerolstein

> Analyse der Potenziale fiir Biomasse-Energieerzeugung mit Wald(rest)holz aus dem eigenen
Gemeindegebiet

Erlauterungen:

Den eingeschlagenen Weg durch die Errichtung einer eignen Sparte ,Energie” im Bereich der Ver-
bandsgemeindewerke sollte konsequent fortgefiihrt werden. Gebdude und Anlagen der gesam-
ten Verbandsgemeinde sollten bewertet werden und sukzessiv mit PV-Anlagen ausgestattet wer-
den.

Mit der in Aufstellung befindlichen Fortschreibung des Flachennutzungsplanes fiir erneuerbare
Energien werden derzeit die Voraussetzungen fiir die Realisierung von Windenergieprojekten und
Freiflachen-Photovoltaikanlagen geschaffen. Es sollte intensiv gepriift werden, ob eine kommu-
nale Beteiligung ins Auge gefasst werden kann.

Unter Berlicksichtigung der hohen Waldanteile sollte die Verbandsgemeinde sich Gedanken ma-
chen, ob und inwiefern eine eigene Energieerzeugung moglich ist.

4) Unterstilitzung u. Schaffung von attraktiven MaBnahmen im Bereich der Mobilitat

in der VG Gerolstein

> Schaffung von attraktiven Gemeinschaftsverkehr-MaRnahmen durch z. B. Mitfahrerbanke,
Mitfahrer-Plattformen, Schaffung und Unterstiitzung von Carsharing-Angeboten, Schaffung
eines Systems von o6ffentlich verfligbaren Leihfahrradern

> Verbesserung des Angebotes von Fahrradabstellanlagen an Bahnhéfen und OPNV-Haltestel-
len

> Ausbau des Radwegenetzes fiir den Alltagsverkehrs

»  Ausbau der Ladeinfrastruktur
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Erlduterungen:

Der OPNV ist Aufgabe des Landkreises und kann daher von der Verbandsgemeinde nur bedingt
beeinflusst werden. Die anderen Verkehre sollten aber von uns in den Blick ggnommen werden,
um Moglichkeiten zu schaffen, Mobilitat auch in unserer landlich gepragten Region anders zu den-
ken.

Die v. g. MaRnahmen sind bereits in Teilen in der Umsetzung. Diese sollten fortgefiihrt werden
und in Abstimmung mit der Bevolkerung geklart werden, welche weiteren Angebote nachgefragt
und genutzt werden kdnnten.

5) Energetische Sanierung / Optimierung von Geb&uden:
>  Energetische Grundsanierung kommunaler Liegenschaften;
> Geringinvestive MalBnahmen zur Reduzierung der Heizlasten (z.B. Heizungsoptimierung,
Dichtigkeit von Tiren und Fenstern u.a.)
» Umstellung der Geb3dudebeheizung / Warmwasserbereitung auf Erneuerbare Energien in
einzelnen kommunalen Liegenschaften;

Erlduterungen:

Leider befinden sich immer noch eine Vielzahl von Gebduden in der VG Gerolstein in einem Zu-
stand, der energetisch alles andere als optimal bezeichnet werden kann. Es sollte insofern eine
grundsatzliche Entscheidung getroffen werden, welche energetischen Sanierungen in naher Zu-
kunft angegangen werden.

Hierbei sollten nicht nur sehr kostenintensive Generalsanierungen in den Blick genommen wer-
den, sondern auch kleine MalRnahmen, die eine schnelle Verbesserung mit sich bringen.

Im Rahmen der politischen Willensbildung stehen wir anderen alternativen Zielen / MaRnahmen offen
gegenlber. Wir haben uns bei der Entscheidung fir diese Ziele / MaRnahmen von den verschiedenen
politischen Beratungen und Entscheidungen leiten lassen. Diese Ziele / MaRnahmen waren in vergan-
genen Sitzungen der VG Gerolstein bereits Gegenstand einer Beratung gewesen.

Im Rahmen der Sitzung des BPU werden wir auch darstellen, warum wir die anderen Themen im ersten
Schritt nicht enger in den Blick genommen haben.
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Die nachfolgende Zusammenstellung dient ausschlief3lich dazu, Ihnen die Auswahl und kurze Beschreibung Ihrer individuell angestreb-
ten Ziele und Mal3nahmen in der Beitrittserklarung zu erleichtern. Sie enthalt eine Vielzahl mdglicher und oft gewahlter MaRnahmen zum
Klimaschutz bzw. zur Klimawandelanpassung. Selbstverstandlich konnen Sie auch andere, selbst gewahlte MaRnahmen nennen, die

hier nicht aufgefthrt sind.

Ob und wie eine der hier genannten oder von lhnen ausgewahlten Malinahmen unter das KIPKI fallt bzw. Gber die einschlagigen Forder-

programme finanziert werden kann, richtet sich ausschlief3lich nach der KIPKI-Positivliste bzw. den jeweiligen Férderrichtlinien.

Beispielhafte MaBnahmen zur kommunalen Anpassung an Klimawandelfolgen

Ziele

MaRnahmen

Weitere
Informa-
tionen

Strukturen und Zusammenarbeit schaffen

Etablierung des politi-
schen Willens und der
Handlungsmotivation in
der Verwaltung zur An-
passung an Klimawandel-
folgen

e Formulierung eines Leitbildes zur klimagerechten Kommunalplanung (nachhaltige Planung unter
Bertcksichtigung von (Klimaschutz und) Anpassung an Klimawandelfolgen)

e Bericksichtigung der Anpassung an Klimawandelfolgen bei allen relevanten kommunalen
Planungsprozessen, Strategien, Strukturen und Zielen

e Etablierung von Verfahrensweisen zum Schutz der Prioritaten fur die Anpassung an Klimawandel-
folgen
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Institutionalisierung eines | ®  Zustandigkeit mind. einer Person fur die Bearbeitung des Themas ,Anpassung an Klimawandelfol-

Klimawandelanpassungs- gen“ (z. B. Klimawandel-Anpassungsmanager*in)

managements e Etablierung von ressortiibergreifenden Arbeitsgruppen, Lenkungskreisen, Expertengremien o. A.
zur Bearbeitung von Schwerpunktthemen, wie bspw. Erarbeitung und Umsetzung Hitzeaktionsplan,
Wassermanagement, etc.

e Schulung von Verwaltungsmitarbeitersinnen zum Thema Klimawandel und Anpassung an Folgen

Ausbau der Offentlich- ¢ Identifikation von relevanten Stakeholdern sowie Zielgruppen und Einbindung in die Erarbeitung der

keitsarbeit und Klimaanpassungsstrategie

Partizipation e Erarbeitung und Umsetzung einer Kommunikationsstrategie zur klimagerechten Stadtentwicklung;
Festlegung von Zielen, Beteiligten und Motivationspotentialen der Offentlichkeitsarbeit und Partizi-
pation

e Implementierung und kontinuierliche Pflege einer expliziten Klimawandelseite auf der kommunalen
Homepage, die (Klimaschutz und) Anpassung an Klimawandelfolgen adressiert und Uber Aktivita-
ten zum Thema sowie Fortschritt von Prozessen berichtet (bspw. Sachstandsberichte der Strategie
zur Anpassung an Klimawandelfolgen)

e Durchfihrung von Aushandlungs- und Beteiligungsformaten zur Partizipation unterschiedlicher Ak-
teur*innengruppen (Kommunen, Umwelt- und Wirtschaftsverbande, Vereine, Initiativen, Unterneh-
men, Blrger*innenforen / -réte etc.)

e Umsetzung eines Projektes zur Anpassung an Klimawandelfolgen (z. B. Begriinung, Entsiegelung,
Hitzeminderung, Starkregenvorsorge) zwischen Kommunalverwaltung und Birger*innen

e Umgestaltung eines 6ffentlichen Gebaudes / Platzes. Nutzung der modellhaften klimagerechten
Umgestaltung zur Sensibilisierung der Bevdlkerung

e Kriteriengeleitete Evaluation und ggf. Nachjustierung der Offentlichkeitsarbeit und Partizipation
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Klimawandelfolgen erfassen

Durchfiihrung von Betrof-
fenheits- und Vulnerabili-
tatsanalysen zu einzelnen
Sektoren bzw. Klimarisi-
ken (Starkregen, Hitze,
Dirre)

Verwendung von Hochwasser- und Starkregengefahrdungskarten zur Identifikation von Entste-
hungsgebieten und Abflussbahnen sowie Ableitung von Betroffenheiten

Erstellung von Karten zur Visualisierung der Wohn- und Aufenthaltsorte besonders vulnerabler
Bevolkerungsgruppen und kritischer Infrastrukturen in Bezug auf Hitze- und/oder Starkregenereig-
nisse sowie Ableitung von Betroffenheiten

Identifikation von Gewasserstrecken, die Defizite in Strukturen, Engstellen, Gefahrenpunkte und
Notabflusswege aufweisen sowie Ableitung von Betroffenheiten

Ableitung von Malinahmen in der Flache sowie an Gewassern, zur Beriicksichtigung bei Planungen
in Land- und Forstwirtschaft, der regionalen und kommunalen Planung sowie der StraRenbaupla-
nung

Erstellung von Stadtklimagutachten und Kaltluftsimulationen zur Identifikation und Beschreibung
von lokal und regional relevanten hitzebedingten Risiken

Nutzung interaktiver Unterstiitzungstools zur Bewertung individueller Vulnerabilitéat und Effektivitat
geplanter MaRhahmen

[1]

[2,3]

[4-6]

Erstellung einer ganzheit-
lichen Klimarisikoanalyse
(Starkregen, Hitze, Diirre)

Erstellung einer Klimarisikoanalyse nach DIN EN ISO 14091: 2021 unter Beriicksichtigung der

folgenden Schritte:

e Vorbereitung: Definition von Zielen und Ergebnissen, Bestandsaufnahme (Festlegung des Kon-
textes), Zusammenstellung des Projektteams, Festlegung des Anwendungsbereiches und der
Methodik, Planung der Durchfiihrung

e Durchfuihrung: Screening der Klimawandelfolgen, Erstellung von Wirkungsketten, Zusammen-
stellung von Daten und Ermittlung von Indikatoren, Analyse und Bewertung der Auswirkungen,
Bewertung der Anpassungskapazitét, Interpretation der Ergebnisse

e Nachbereitung: Zusammenstellung zentraler Ergebnisse, zielgruppenspezifische Kommunika-
tion der Ergebnisse

[7.8]
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Integration der Anpas- e  Beschluss zur Durchfiihrung eines ,Climate Proofing® bei jeder Planung auf Basis vorliegender [9,10]
sung an Klimawandelfol- Planungsgrundlagen oder neu zu erstellender Gutachten (bspw. Auswirkungen der Malinahme auf

gen in Planungsinstru- Temperaturen, Niederschlagsabfluss, Versickerung, Biodiversitat im Stadtgebiet). Eine Verschlech-

mente (Bauleit- und terung ist nicht zulassig

Flachennutzungsplanung) e Integration von MalRnahmen zur Anpassung an Klimawandelfolgen in Bebauungsplénen (z. B. Be-
grinungsmafnahmen (Dach-, Fassadenbegrinung), Schottergarten-Verbot, Vorgaben zur Regen-
wasserversickerung, etc.)

e Erstellung eines Fachkatasters fir MaBhahmen zur Anpassung an Klimawandelfolgen zur Anwen-
dung in GIS. Beriicksichtigung des Fachkatasters bei allen zukiinftigen Planungen

¢ Sicherung von Kaltluftentstehungsgebieten und Kaltluftschneisen als langfristige Vorbehaltsflachen

Anpassungsmaflnahmen ausarbeiten

Etablierung bzw. Erhé- e Erstellung eines drtlichen Hochwasservorsorgekonzeptes [11,12]
hung der Starkregenvor- e Organisation in einer Hochwasserpartnerschaft
sorge ¢ Umsetzung von Vorsorgemaflinahmen im Aul3enbereich: Umsetzung von MaRnahmen zum natirli-

chen Hochwasserriickhalt (z. B. durch Renaturierung von Gewassern), Flachensicherung fiir den
Hochwasserschutz, Umsetzung der Empfehlungen des Informationspaketes zur Hochwasservor-
sorge des Landesamtes fiir Umwelt RLP

e Veranderung oder Entfernung von Engstellen innerdrtlicher Gewasser (abflussbehindernde Einbau-
ten wie Brucken, Stege, Mauern, etc.)

e Umsetzung von MalRnahmen zum Erhalt und Ausbau des dezentralen Regenwasserriickhaltes
(Versickerung, Retention und Ableitung groRer Niederschlagsmengen)

e Umsetzung von Vorsorgemafnahmen zum Schutz kommunaler Liegenschaften (im Gebaude, am
Gebaude und um das Gebaude herum)

o  Optimierung Katastrophenschutz: Verbesserung der Feuerwehreinsatze (z. B. Darstellung speziell
zu Uberwachender Einsatzstellen), Verbesserung der Warnung der Bevolkerung (Einfiihrung eines
Sirenensignaltons fir Hochwasser/Starkregen, Festlegung einer Meldekette zwischen Ortschaften,
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Installation ortlicher Pegel zur Prazisierung der Kommunikation), Erganzung eines gemeindlichen
Notfallkonzeptes im Alarm- und Einsatzplan Hochwasser

Etablierung bzw. Erhé- e Etablierung eines Bereitschaftsdienstes fiir hitzevulnerable Personen, welcher wahrend Hitzewellen [13]
hung der Hitze- und telefonische und personliche Betreuung und Einkaufshilfe leistet; Mobilisierung von Hilfsorganisati-
Durrevorsorge onen zur Unterstutzung im Akutfall

o Etablierung eines Warnsystems der Bevdlkerung vor extremer Hitze

o Erstellung eines Akut- und Vorsorgeplans zur Bewdltigung extremer Dirre: Bewasserungskonzept,
Akutplan fur Landwirtschaft- und Gewésserschutz, Waldbrandschutz, Akut-MaRnahmen zum
Schutz des Grund-/Trinkwassers, stehender und Flie3gewasser

¢ Umsetzung von Elementen eines Schwammstadtkonzeptes zur Erhéhung des Regenwasserriick-
halts, der Verdunstungsleistung, der Grundwasserneubildung und der Wasserverfligbarkeit - auch
unter Nutzung von Grauwasser (z. B. Anlage von Tiefbeeten, begriinten Mulden, Baumrigolen)

¢ Umwandlung von grauer in eine grin-blaue Infrastruktur (Entsiegelung und Begriinung von Ver-
kehrsflachen, Stadtplatzen, Brachflachen, Quartieren sowie Anlage von Wasserflachen)

e  Errichtung von Trinkwasserbrunnen

e Erarbeitung eines Hitzeaktionsplans und Beschluss zur Umsetzung: Festsetzung von AkutmafRnah-
men mind. bei Eingang der Warnstufe 2 des Deutschen Wetterdienstes und Formulierung mittel-
Nlangfristiger MaRhahmen zur Minderung der Erwarmung des Siedlungsgebietes

Erarbeitung spezifischer e Bewahrung und Erh6éhung der griinen Infrastruktur: Erstellung eines Baum- und Grinflachenkatas-

Anpassungsstrategien ters, Erarbeitung und Beschluss einer Griunflachen-Strategie zum Erhalt, zur klimagerechten Pflege
und Anpassung sowie zum Ausbau der kommunalen Griinflachen, Vernetzung bestehender Griin-
und Freirdume

e Erarbeitung einer Strategie zum Wassermanagement: Berticksichtigung des veranderten Nieder-
schlagsregimes, Installation von Speichersystemen fir Niederschlagswasser, Bewahrung der Trink-
wasserneubildung, Schutz von Wasserorganismen, Ableit-, Retentions- und Versickerungsplan zur
Starkregenvorsorge, Bewasserungsplan fir Grinflachen
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e Bericksichtigung des Klimawandels und Integration entsprechender Mafinahmen zur Anpassung in
Tourismus-, Wald-, Einzelhandelsstrategien etc.

Erarbeitung einer ganz- e Erstellung und Beschluss einer ganzheitlichen Strategie zur Anpassung an Klimawandelfolgen, die [8,14]
heitlichen Anpassungs- integrativ mit anderen Politiken, Strategien und Planungen harmonisiert ist: Qualitative und quanti-
strategie tative Zielsetzungen, z. B. Minimierung von Umweltrisiken, Schutz der Bevolkerung, Steigerung der

Anpassungsfahigkeit von Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt. Multikriterielle Prifung der Mal3nah-
men hinsichtlich Wirksamkeit, Robustheit, Nachhaltigkeit, finanzielle Tragbarkeit, Flexibilitat, positi-
ver Nebeneffekte. Erarbeitung eines Fahrplans mit festgelegten Zeithorizonten fur die Umsetzung
der geplanten MaRnahmen.

Monitoring, Evaluation und Nachsteuerung etablieren

Uberwachung von Klima- | ® Dokumentation und Auswertung von Schéaden, die durch extreme Witterungsereignisse und andere

wandelfolgen und Nach- Klimawandelfolgen entstanden sind sowie Veranderungen durch umgesetzte Mal3hahmen
justierung von Anpas- e Einfihrung eines Monitorings zur Erfassung der Erkrankungen durch Hitze
sungsmafBnahmen e Festlegung von Zielpunkten, die eine Bewertung und Nachjustierung der Anpassungsmafnahmen

erlauben (RegelmaRige Erfassung von Erfolgen / Misserfolgen)
e Uberprifung der MalRnahmen zur Anpassung (z. B. Klimaberichte, Nachsteuerung)
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Starkregengefahrenkarten Landesamt fur Umwelt RLP; https://Ifu.rlp.de/de/startseite/2021/starkregenkarten/.
Anforderungen an Die Bertcksichtigung Klimarelevanter Belange in Kommunalen Planungsprozessen. Leitfaden Fir Kommunen.

Mergner, S.; Platz, F.; Hofstetter, Dr. W.; Kleber, Dr. A.; Blattner, B.; Grewe, Prof. Dr. H.A.; Rosin, V.; Schoierer, Dr. J.; Mertes, H. Hitzevul-
nerable Stadtgebiete in Worms 2022.

Future Cities Adaptation Compass Available online: http://www.future-cities.eu/project/adaptation-compass/.

Klimalotse Available online: https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/werkzeuge-der-anpassung/klima-
lotse.

Urban Adaptation Support Tool Available online: https://climate-adapt.eea.europa.eu/en/knowledge/tools/urban-ast/step-0-0.

Prost, L.; Vo3, M.; Kahlenborn, W.; Schnauser, |. Klimarisikoanalysen auf kommunaler Ebene. Handlungsempfehlungen zur Umsetzung der ISO
14091; DIN Deutsches Institut fir Normung e. V., UBA, Eds.; 2022;

Anpassung an die Folgen des Klimawandels — Anforderungen Und Leitlinien Zur Anpassungsplanung Fiur Kommunale Verwaltungen Und Ge-
meinden (ISO/TS 14092:2020); DIN Deutsches Institut fir Normung e. V., Ed.; Beuth Verlag, 2020;

Witte, H.A. Klima-Check in der Bauleitplanung. 53.

Jacoby, C.; Beutler, K. Konzeptioneller-Leitfaden-Klimafolgenabschaetzung-Zum-Fn-Stand-06-13.Pdf 2013.

Leitfaden. Der Weg zum 6rtlichen Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept [OHSVK]; Kompetenzzentrum Hochwasservorsorge und Hoch-
wasserrisikomanagement, Ed.; 2022;

Ministerium fir Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilitat (MKUEM); Informations- und Beratungszentrum Hochwasservorsorge(IBH) Leitfaden
zur Erstellung ortlicher Hochwasservorsorgekonzepte fur Starkregenereignisse in landlichen Mittelgebirgslagen; 2017;

Janson, D.; Rosin, V.; Jordan, H.A. Arbeitshilfe zur Entwicklung und Implementierung eines Hitzeaktionsplans fur Stadte und Kommunen. 44.
DAS Merkblatt Nachhaltiges Anpassungsmanagement.
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Ziele

MaRnahmen

Weitere
Informa-
tionen

Willensbildung, Leitbilder, Offentlichkeitsarbeit, Partizipation

Leitbilder und Klima-
schutzstrategie/-konzept
fir die Kommune

e Erstellung eines Leitbildes fur die klimagerechte Weiterentwicklung der Stadt/Gemeinde/des Land-
kreises (mit Zielen wie Nachhaltige Entwicklung im Sinne der SDG21 - Teilziel Klimaschutz, THG-
Reduzierung) sowie Beriicksichtigung des Klimaschutzes bei allen relevanten kommunalen
Entscheidungen und Planungsprozessen;

e FErarbeitung, Aktualisierung oder Fortschreibung von Strategien, Fahrplanen oder Konzepten im
Bereich Klimaschutz (beispielsweise Klimaschutzkonzept mit konkreten THG-Einsparzielen nach
Sektoren unter Einbindung relevanter Interessen-, Akteur- und Zielgruppen;

o Fortschreibung eines bereits erstellten Klimaschutzkonzepts unter Einbindung relevanter Interes-
sen-, Akteur- und Zielgruppen; insbesondere Aktualisierung der sektoralen THG-Einsparziele;

Sensibilisierung und Moti-
vation aller unterschiedli-
chen Akteursgruppen zum
Ergreifen eigener (priva-
ter) Anstrengungen zur
THG-Reduktion

e Zielgruppengerechte Angebote fir Einwohner/innen, Vereine, drtliche Initiativen, Unternehmen,
lokale Verbande usw. beispielsweise in Form von Anliegerversammlungen, Foren, jahrlicher Klima-
schutztag 0.4.;

e Unterstutzung von Veranstaltungen Dritter mit dem gleichen Ziel (z.B. zur privaten Gebaudebehei-
zung, zu Fahrzeugen mit alternativen Antrieben, zur privaten Dach-PV 0.4.);

e Hinwirken auf monatliches Angebot einer Energieberatung der Verbraucherzentrale in kommunalen
Raumlichkeiten;

o Fortlaufende Verbesserung der Information und Sensibilisierung der Rats- und Ausschussmitglieder
in allen Klimathemen, z.B. Inhouse-Veranstaltungen;




>~

m Klimapakt
- Rheinland-Pfalz

k%4

Information Qb_er die Kli- e Schaffung spezieller Klimaschutz-Themenseiten auf der eigenen Homepage zur Information,
maschutzaktivitaten der Motivation bzw. zur Darstellung aller kommunalen Aktivitaten;
Kommune ¢ Regelmé&Rige Durchfiihrung entsprechender Biirgerversammlungen;

Kommunale Verwaltung: Aufgaben und Funktionen, Organisation, know-how

Klimaschutzorientierte e Integration der im eigenen Leitbild / in der eigenen Strategie entwickelten Prioritaten in alle betroffe-
Optimierung der verwal- nen kommunalen Verwaltungsaufgaben (Aufbau- und Ablauforganisation);
tungsinternen Ablaufe; e Integration von Funktionen wie "Klimaschutzmanagement" oder "Klimalotse" in die Organisation

Klimaschutz als Quer-

z.B. Schaffung einer entsprechenden Stabstelle);
schnittsaufgabe ( 9 P )

e Kunftig Prifung aller Kommunalbeschlisse im Hinblick auf die Klimarelevanz ("Klimacheck", wie
u.a. fur Bauleitplanung, Verkehrsplanung, Gebaudeplanungen, Vergaben, OPNV usw.)

e Etablierung ressortlibergreifender Arbeitsgruppen, Lenkungskreisen, Expertengremien 0.a. zur
Bearbeitung von Schwerpunktthemen;

e Schulung aller Verwaltungsmitarbeiter/innen in Sachen Klimaschutz (z.B. Schulungsangebote exter-
ner Anbieter, Inhouse-Seminaren oder workshops mit externer Unterstiitzung)

Klimafreundliche e Integration der Lebenszykluskosten in das Beschaffungswesen;
Beschaffung e Beschaffung nur noch hocheffizienter elektrischer Gerate;
o Entsprechende Schulung der Verwaltungsmitarbeiter/innen bzw. der Vergabestellen;

Energiemanagement

Einfuhrung / Optimierung | ¢ Erstmalige Einflihrung eines systematischen Energiemanagements
eines systematischen e Optimierung des bereits vorhandenen Energiemanagements (z.B. durch Automatisierung einzelner
Energiemanagements Ablaufe wie Verbrauchserfassung oder Auswertung durch neue Software);
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Verbesserung des "Ener-
getischen know-hows" im
Haupt- und Ehrenamt

Schulung aller verantwortlichen Personen (Hausmeister, Liegenschaftsverwaltung)

Schulung auch der ehrenamtlich Verantwortlichen (z.B. fur Dorfgemeinschaftshauser)

Schulung aller Beschéftigten in klimagerechtem Verhalten: Heiz- und Liftungsverhalten, Stand-by-
Stromverbrauch usw.; Einfiihrung verbindlicher Regelungen dazu (z.B. Dienstanweisung);

Ausbau der Erneuerbaren Energi

Weitere Potenziale flr er-
neuerbare Energien syste-
matisch herausarbeiten

Systematische Erfassung der Potenzialflachen fiir Dach-PV-Anlagen auf den kommunalen Liegen-
schaften;

Systematische Erfassung der Potenzialflachen fir Freiflachen-PV-Anlagen und Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen;

Zeitnahe Fortschreibung der F-Plans zur Schaffung zusétzlicher Potenziale / Flachen fur Windkraft
und/oder Freiflachen-PV;

Eigene EE-Anlagen bauen
und betreiben oder sich
daran beteiligen

Forcierte schrittweise Realisierung von PV-Anlagen auf allen geeigneten kommunalen Dachflachen;
Kommunale Beteiligung an einem WEA- oder PV-Projekt im Stadt-/Gemeindegebiet;

Analyse der Potenziale fir Biomasse-Energieerzeugung mit Wald(rest)holz aus dem eigenen
Gemeindewald; ggf. in Kooperation mit privaten Unternehmen oder einer Birgergenossenschaft;

Unterstiutzung Dritter
beim Ausbau der Erneuer-
baren Energien

Umsetzung eines Gemeinschaftsprojekts zwischen Kommunalverwaltung und Biirger/innen;
Unterstitzung der Griindung einer Birgerenergiegenossenschaft 0.&. mit dem Ziel, z.B. private
Dachflachen fir PV zu gewinnen;

Wasserstoff

Initiierung und Umsetzung von Wasserstoffprojekten

10
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Bauleitplanung und Stadt-/Gemeindeentwicklung

Klimafreundliche
Bauleitplanung

Konsequente Priorisierung der Planungsleitsétze (8 1 und § 1a BauGB) zum Themenfeld Klima-
schutz;

Kiinftig entsprechende Festsetzungen in den B-Planen (z.B. Pflicht zur Solarnutzung, Kompakte
Bauweisen; THG-minimierte Warmeerzeugung usw.);

Verstarkte Integration klimaschutzrelevanter Mal3nahmen in die stéadtebaulichen Vertrage bzw.
ErschlieBungsvertrage;

Verstarkte Innenbereichsentwicklung anstelle von Neubaugebieten;

Kommunale Warmeleitpla-
nung in Angriffe nehmen;
Warmewende

Einarbeitung der Verwaltung in die Ziele, Konzepte und Instrumente fir eine kommunale Warmeleit-
planung (durch Schulungen usw.);

Einstieg in die Erstellung einer kommunalen Warmeleitplanung unter Nutzung der (neuen) Forder-
maoglichkeiten;

Systematische Priifung auf Potentiale fUr kalte Nahwarmenetze in Rahmen einer Warmeleitplanung;
Mitverlegung zukunftsfahiger Infrastruktur bei StraRenbauvorhaben (z.B. Leitungen / Leerrohre fir
Nahwarmenetze);

Mobilitat, OPNV, Fuhrpark und Dienstreisen

Klimagerechter kommu-
naler Fuhrpark

Systematische Erfassung der Potenziale fir Umstellung des OPNV auf THG-minimierte Antriebe;
Erstellung von Leitlinien fur die Beschaffung klimagerechter Fahrzeuge bezogen auf die jeweiligen
Einsatzbereiche (Dienst-PkW, Einsatzfahrzeuge, OPNV, Baumaschinen USW.);

Klimagerechte Dienst-
und Pendlermobilitat

Einfuhrung eines klimagerechten betrieblichen Mobilitdtsmanagements fir die Kommune;
auch im Zusammenhang mit der Einfiihrung des Deutschland-Tickets;
Beschaffung von Dienstfahr-/-lastenradern fur lokale Dienstwege;

11
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Attraktivere Gemein-
schaftsverkehre

Ausbau des OPNV-Angebots (ggf. naher erlautern)

Schaffung neuer Mitfahrerparkplatze bzw. von P+R - Parkplatzen;

Einrichtung von Mitfahrerbanke im Stadt-/Gemeindegebiet

Schaffung oder Unterstiitzung eines 6ffentlichen Carsharing-Angebots; 6ffentlichkeitswirksames Be-
werben von Sharing-Angeboten;

Bevorrechtigung des OPNV an Lichtsignalanlagen

Mehr Fahrradmobilitat in
der Kommune

Digitale Erfassung und Ausbau des Radwegenetzes;

Schaffung oder Unterstiitzung eines Systems von offentlich verfliigbaren Leihfahrréadern; Nutzung
auch fur Dienstfahrten;

Verbesserung des Angebots von Fahrradabstellanlagen, vor allem an Bahnhéfen

Unterstitzung klimage-
rechter privater Mobilitat

Systematische Ermittlung von Standorten fir den Ausbau der Ladeinfrastruktur;
Systematische Ermittlung der Potenziale fur die Privilegierung von OPNV und Radverkehr;
ggf. auch fur Elektrofahrzeuge;

Schaffung o6ffentlicher Parkmdglichkeiten, die fiir klimagerechte Fahrzeuge vorbehalten sind;
Freigabe spezieller vorteilhafter Spuren (z.B. Busspuren) fur klimagerechte Fahrzeuge;
Aufbau eines schulischen Mobilitditsmanagements

Logistik

Erarbeitung von nachhaltigen Logistik-Konzepten fir die sog. ,letzte Meile*

12
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Gebaude / Liegenschaften / Innen- und AulRenbeleuchtung

Energetische Sanierung
bzw. Optimierung

Erstellung energetischer Leitlinien fur die Sanierung und den Neubau kommunaler Liegenschaften;
Energetische Grundsanierung kommunaler Liegenschaften;

Geringinvestive MalRnahmen zur Reduzierung der Heizlasten (z.B. Heizungsoptimierung, Dichtigkeit
von Turen und Fenstern u.a.)

Umstellung der Gebaudebeheizung / Warmwasserbereitung auf Erneuerbare Energien in einzelnen
kommunalen Liegenschaften;

Klimafreundliches Bauen

Einflhrung von Gebaude-Materialpasse
Einsatz von wiederverwertbaren und neuartigen Baumaterialien

Stromverbrauch
reduzieren

Forcierte Umstellung der Stral3enbeleuchtung auf LED-Beleuchtung;
Vermeidung jeglichen stand-by Verbrauchs durch schaltbare Steckerleisten;

13
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DER VERBANDSGEMEINDE | DER STADT | DES LANDKREISES

Gerolstein

ZUM KOMMUNALEN KLIMAPAKT

ZWISCHEN DEM LAND RHEINLAND-PFALZ
UND DEN KOMMUNALEN VERBANDEN RHEINLAND-PFALZ

GStB VIU

Genllemde- und Stadtebund VERBAND KOMMUNALER
Rheinland-Pfalz UNTERNEHMEN e.V.

|
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1
LANDESGRUPPE

Landkreistag Rheinland-Pfalz RHEINLAND-PFALZ
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Die Landesregierung hat sich das Ziel gesetzt, in Rheinland-Pfalz Treibhausgasneutralitat in
einem Korridor zwischen 2035 und 2040 zu erreichen. Das Pariser Klimaschutzabkommen gibt
vor, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur méglichst auf 1,5 Grad Celsius zu be-
grenzen, um die verheerenden Folgen der globalen Erwarmung abzuschwachen.

Das Erreichen dieser Klimaschutzziele bedarf erheblicher Anstrengungen auf allen politischen und
gesellschaftlichen Ebenen. International, bundes- und landesweit miissen die Treibhausgasemissi-
onen auf ein neutrales Niveau abgesenkt, der Ausbau der Erneuerbaren Energien sowie Energieef-
fizienz und Energieeinsparung entsprechend intensiviert und unsere wertvollen natiirlichen Treib-
hausgassenken geschiitzt werden. Das erfordert die Umsetzung von Klimaschutzmaf3nahmen
sowie von Maf3nahmen zur Anpassung an die nunmehr unvermeidbaren, bereits spiirbaren und
zukiinftig zu erwartenden Klimawandelfolgen. Beides geschieht insbesondere auf der kommu-
nalen Ebene. Die zwischen der Landesregierung mit den kommunalen Spitzenverbanden und dem
Verband der Kommunalen Unternehmen-Landesgruppe Rheinland-Pfalz getroffene Vereinba-
rung tragt dieser Tatsache Rechnung. Dariiber hinaus sind alle gesellschaftlichen Akteure aufge-
rufen, beim Klimaschutz und der Anpassung an die Klimawandelfolgen aktiv zu werden.

Unsere Verbandsgemeinde/Stadt/unser Landkreis

Gerolstein

mochte einen Beitrag hierzu leisten, indem wir klimagerechtes Handeln (Klimaschutz und Anpas-
sung an die Klimawandelfolgen) verstarken und gegeniiber kommunalen Akteuren sowie Biirge-
rinnen und Biirgern kommunizieren. Wir forcieren daher unser Engagement im Klimaschutz und
bei der Anpassung an die Klimawandelfolgen und bekennen uns zu den Klimaschutzzielen des
Landes.

Des Weiteren streben wir an (bitte zutreffendes anzukreuzen)

eine Klimaschutzstrategie und Strategie zur Anpassung an die Klimawandelfolgen zu entwi-
ckeln/die Ortsgemeinden bei der Entwicklung zu unterstiitzen oder

vorhandene Strategien (Klimaschutzkonzept, Konzept zur Anpassung an Klimawandelfolgen,
etc.) kontinuierlich anzupassen und weiterzuentwickeln/die Ortsgemeinden dahingehend zu
unterstutzen.
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BEITRITTSERKLARUNG

Die Verbandsgemeinde/Stadt/der Landkreis Gerolstein
nimmt ihre/seine Rolle in den Bereichen Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen
ernst und mochte die unten aufgefiihrten Maf3nahmen in Angriff nehmen.

Zu Ihrer Orientierung steht lhnen hier eine Liste von beispielhaften Maf3nahmen zur Verfligung.

Die beitretenden Ortsgemeinden fiihren ihre Maf3nahmen separat in Anlage 1 auf und fiigen die-
se der Beitrittserklarung bei.

Maf3nahmen im Klimaschutz*

- zu erganzen nach Beschlussfassung -

* verpflichtend auszufiillen (maximal vier Zeilen)

MaRnahmen zur Anpassung an die Klimawandelfolgen*

- zu erganzen nach der Beschlussfassung -

* verpflichtend auszufiillen (maximal vier Zeilen)

Der Verbandsgemeinderat/Stadtrat/Kreistag hat in seiner Sitzung am 23.02.2023

uber den Beitritt zum Kommunalen Klimapakt Rheinland-Pfalz beraten und dem Beitritt sowie
den Ausfiihrungen der Beitrittserklarung zugestimmt. Der Ratsbeschluss ist der Beitrittserklarung
zum Kommunalen Klimapakt beigefiigt.

Die Ansprechperson fiir den Kommunalen Klimapakt ist:

Name: Arno Fasen (Fachbereichsleiter)

E-Mail: arno.fasen@agerolstein.de Tel.: 06591/131024

Gerolstein, 24.02.2023

Ort, Datum Biirgermeister/-in, Oberbiirgermeister/-in, Landrat/-ratin
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Hinweis: Diese Seite ist nur von Verbandsgemeinden auszufiillen.

Die Verbandsgemeinde Gerolstein

tritt gemeinsam mit folgenden Ortsgemeinden auf Grundlage der jeweiligen Ratsbeschlisse, die
der Verbandsgemeindeverwaltung vorliegen, dem Kommunalen Klimapakt bei:

Die Beratung in den Gremien der Stadte und Ortsgemeinden steht aktuell noch aus. Sobald
entsprechende Entscheidungen vorliegen, werden wir diese nachreichen.
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Anlage 1

Hinweis: Diese Seite ist von den beitretenden Ortsgemeinden auszufiillen.

Die Ortsgemeinde

nimmt ihre/seine Rolle in den Bereichen Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen
ernst und mochte die unten aufgefiihrten Maf3nahmen in Angriff nehmen:

Zu lhrer Orientierung steht lhnen hier eine Liste von beispielhaften Ma3nahmen zur Verfiigung.

Maf3nahmen im Klimaschutz*

* verpflichtend auszufiillen (maximal vier Zeilen)

Maf3nahmen zur Anpassung an die Klimawandelfolgen*

* verpflichtend auszufiillen (maximal vier Zeilen)
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https://mueef.rlp.de/fileadmin/mulewf/Themen/Klima-_und_Ressourcenschutz/Klimaschutz/Kommunalen_Klimapakt/Orientierungshilfe-Massnahmen.pdf
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	Name Verbandsgemeinde/Stadt/Landkreis 2: Gerolstein
	Name VG/Stadt/Landkreis: Gerolstein
	Maßnahmen 1: - zu ergänzen nach Beschlussfassung - 
	Maßnahmen 2: - zu ergänzen nach der Beschlussfassung -
	Datum Sitzung: 23.02.2023
	Name: Arno Fasen (Fachbereichsleiter)
	E-Mail: arno.fasen@gerolstein.de
	Telefon: 06591/131024
	Ort/Datum: Gerolstein, 24.02.2023
	Unterschrift: 
	Name VG/Stadt/Landkreis 2: Gerolstein
	Name VG: Gerolstein
	Namen Ortsgemeinden: Die Beratung in den Gremien der Städte und Ortsgemeinden steht aktuell noch aus. Sobald entsprechende Entscheidungen vorliegen, werden wir diese nachreichen.
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	Maßnahmen 4: 
	Name Ortsgemeinde: 


